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Gemeinde Aying 
 
 

Niederschrift 
 

über die Sitzung 
 

des Gemeinderates Aying 
 
 
 
Sitzungstag:    30. Januar 2018 
 
Sitzungsbeginn:   19.00 Uhr 
 
Sitzungsort:      Bürgerhaus in Aying, Erdgeschoss 
 
 

Sitzungsteilnehmer Anwesend Abwesenheitsgrund Art. 49 GO 
1. Bürgermeister 
Johann Eichler 

ja    

Anton Arnold ja    

Josef Bachmair ja    

Max Demmel  nein entschuldigt  

Andreas Eder ja    

Georg Fritzmeier  nein entschuldigt  

Franz Inselkammer ja    

Johann Lechner ja    

Karin Lechner ja    

Bert Nauschütz ja    

Hermann Oswald ja    

Manfred Renk ja    

Johann Springer ja    

Christine Squarra ja    

Anna-Maria Viertlböck ja    

Peter Wagner ja    

Andreas Wolf ja    

 
Zur Sitzung waren außerdem geladen und erschienen:   Frau Jäger, Planungsver-
band Äußerer Wirtschaftsraum München -/-  
 
 
 
 
Eichler         Friedrich 
1. Bürgermeister        Schriftführer 



22 
Sitzungstag   30. Januar 2018 

Gemeinde Aying      Aying, den 16. Januar 2018 
 
 

An die  
Damen und Herren Gemeinderäte 

 

Am Dienstag, den 30. Januar 2018, 19.00 Uhr 

findet im Bürgerhaus Aying (Erdgeschoss) eine 
 

Sitzung des Gemeinderates 
 

statt, zu der Sie hiermit ordnungsgemäß eingeladen werden. Im Falle der Verhinde-
rung werden Sie gebeten, dies dem 1. Bürgermeister unter Angabe von Gründen, 

rechtzeitig vor Beginn der Sitzung mitzuteilen. 
 
 

Tagesordnung: 
 

Öffentlich:      Beginn: 19.00 Uhr 
 

1. Neuaufstellung Flächennutzungsplan: 
Behandlung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffent-
lichkeit und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
(§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB), Billigungsbeschluss 

 
 
 
 
 
 
 
 
Johann Eichler 
1.Bürgermeister 

 
 



23 
Sitzungstag   30. Januar 2018 

 

Tagesordnungspunkt   1      öffentlich 
 
Neuaufstellung Flächennutzungsplan: 
Behandlung der Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung 
der Öffentlichkeit sowie Behörden und sonstigen Träger öffentli-
cher Belange 
(§§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB), Billigungsbeschluss 
 
 
 
lfd. Nr. 16   Anwesend: 15   Beschluss:   - : - 
 
 

Allgemeines 

Verfahren 

Im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs.1 und § 4 Abs. 1 BauGB gilt 
es, sowohl die Öffentlichkeit als auch die Behörden und Träger öffentlicher Belange 
von der Planung zu unterrichten. Hierzu hat die Gemeinde Aying einen Vorentwurf 
erarbeitet, der ihre Planungsabsichten darstellt und die untersuchten Standortalterna-
tiven berücksichtigt.  
Der Öffentlichkeit ist dabei Gelegenheit zur Erörterung zu geben, die Behörden und 
Träger öffentlicher Belange werden zur Äußerung aufgefordert auch im Hinblick auf 
den erforderlichen Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung. Die frühzeitige 
Beteiligung dient in erster Linie dazu, möglichst umfassende Grundlagen zu erheben, 
die für die Erarbeitung des Entwurfs erforderlich sind. 
Im Anschluss an die frühzeitige Beteiligung wird ein Entwurf erarbeitet, zu dem im 
Rahmen der Öffentlichen Auslegung gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB sowohl 
die Öffentlichkeit als auch die Behörden und Träger Öffentlicher Belange um Stel-
lungnahme gebeten werden. Diese sind dann zu prüfen. Erst nach der öffentlichen 
Auslegung ist die Gemeinde dazu in der Lage die öffentlichen und privaten Belange 
gem. § 1 Abs. 7 BauGB gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen.  
Sofern keine weiteren Änderungen und Ergänzungen vorgenommen werden müs-
sen, kann der Entwurf zum Flächennutzungsplan dann festgestellt werden. Erst mit 
dem Feststellungsbeschluss ist die Abwägung abgeschlossen und erst dann können 
Abwägungsfehler vorliegen. 
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Darstellungen des Flächennutzungsplans mit integriertem 
Landschaftsplan 

Im Flächennutzungsplan ist die Art der Bodennutzung darzustellen sowie Nachrichtli-
che Übernahmen und Kennzeichnungen zu vermerken. Im BauGB wird für den Flä-
chennutzungsplan keine abschließende Darstellung wie beim Bebauungsplan vorge-
sehen. Die Gemeinde hat die Möglichkeit die unter § 5 Abs. 2 aufgelisteten Darstel-
lungen zu ergänzen.  
 

Legende 

Darstellungen der Art der Bodennutzung: 

 Bauflächen:  

 Wohnbaufläche,  

 Gemischte Baufläche,  

 Gewerbegebiet,  

 Sondergebiet mit Zweckbestimmung,  

 Baufläche für den Gemeinbedarf 

 Verkehrsflächen:  

 wichtige örtliche Straße 

 Wichtige Fuß- und Radwegeverbindungen vorhanden / geplant 

 Fläche für Versorgungsanlagen 

 Grünflächen 

 Wasserflächen 

 Waldflächen 

 Flächen für die Landwirtschaft 

 Konzentrationsflächen: Windkraft und Kiesabbau 

 Nutzungsbeschränkungen: Fläche mit Abgrabungen und Aufschüttungen, von der 

Bebauung freizuhaltende Flächen, Fläche mit Lärmschutzmaßnahmen 
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 Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und Entwicklung der Landschaft: 

 Fläche für Maßnahmen zum Schutz des Bodens und der reliefbedingten 

landschaftlichen Eigenart 

 Fläche mit besonderer ökologischer und gestalterischer Funktion. Flurdurchgrünung 

 Erhalt wertvoller Waldbereiche und Waldränder 

 Waldrandaufbau/- umbau 

 Landschaftsbildprägende Solitärbäume (vorhanden / geplant) 

 Erhöhung Laubwaldanteil 

 Optimierung der Waldbäche 

 Erhalt der Feuchtflächen mit Pufferstreifen 

 Öffnung verrohrter Fließgewässerbereiche, Anlage von Pufferstreifen 

 Baumschutzzone, Puffer zum Biotop 

 Vorgeschlagene Streuobstwiese 

 Grünzug 

 Allee 
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Nachrichtliche Übernahmen: 

 Verkehr:  

 Überörtliche 

Hauptverkehrsstraße,  

 Begrenzung der Ortsdurchfahrt,  

 Bauverbotszone,  

 Fläche für Bahnanlagen 

 Versorgung mit Schutzstreifen:  

 Hochspannungsleitung,  

 Hauptwasserleitung,  

 Sonstige Leitung,  

 Richtfunk 

 Natur und Landschaft:  

 Biotop,  

 Geotop,  

 FFH-Gebiet,  

 Naturschutzgebiet,  

 Landschaftsschutzgebiet,  

 Naturdenkmal,  

 Bannwald,  

 Wald mit besonderer 

Schutzfunktion 

 Denkmalschutz:  

 Bodendenkmal,  

 Baudenkmal,  

 Ensembleschutz 

 Wasserschutz: 

 Wasserschutzgebiet Zone I  

 Wasserschutzgebiet Zone II 

 Wasserschutzgebiet Zone III 

 Vorbehaltsgebiet für Kies und Sand 

 

Kennzeichnungen: 

 Fläche mit Altlasten,  

 Altlastenverdacht 

Vermerk: 

 Vorgeschlagene Erweiterung NSG 

laut ABSP 

 Geplante Hauptwasserleitung 

Hinweis: 

 Korridor für geplante Ortsumfahrung 

 Korridor für zweigleisigen S-

Bahnausbau 

 Rückbau einer Staats/- Kreisstraße 

 Vorrangige Suchbereiche von 

Flächen für Maßnahmen zum Schutz, 

zur Pflege und Entwicklung der 

Landschaft 

 Vorschlag Naturdenkmal/ 

Landschaftsbestandteil 

 Ortsrandeingrünung und Feldgehölze,  

 Vorhandene und geplante Bäume 

 Begleitgrün locker, niedrig (wenn 

möglich beidseits) 

 Achse Trockenverbund 

 Vorhandene und geplante Bäume 

 Kirchwege 

 Aussichtspunkt 

 

Die ausgewiesenen Bauflächen müssen nicht mit der Abgrenzung des sogenannten 
Innenbereichs gem. § 34 BauGB übereinstimmen. Bauvorhaben können gerade an 
den Ortsrändern im Außenbereich liegen und sind dann nach den Bestimmungen 
des §35 BauGB zu beurteilen. Dann ist im Einzelfall mit dem Landratsamt München 
zu klären, inwieweit die angestrebte Nutzung zulässig ist und welche Planungen da-
für erforderlich sind. 



27 
Sitzungstag   30. Januar 2018 

Plan 
 
Im Flächennutzungsplan ist gem. § 5 Abs. 1 BauGB für das gesamte Gemeindege-
biet die sich aus der städtebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung 
nach den voraussehbaren Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustel-
len. Diese ist nur von den öffentlichen Planungsträgern bei nachfolgenden Planun-
gen zu berücksichtigen (§ 7 BauGB). Die ausgewiesenen Bauflächen schaffen noch 
kein Baurecht und entfalten damit dem Eigentümer gegenüber keine unmittelbare 
Rechtswirkung.  
Im Zuge der Bestandsaufnahme wurde überprüft, welcher Nutzungskategorie die 
vorhandene Bebauung zuzuordnen ist. Bei den erforderlichen Anpassungen ist es 
gegenüber dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan zu keiner Verschlechterung 
im Sinne von höheren zumutbaren Lärmbelästigungen gekommen. So gab es keine 
Umnutzungen von gemischten Bauflächen in Gewerbe oder von Wohnbauflächen in 
gemischte Bauflächen. Ganz im Gegenteil – gemäß rechtskräftiger Bebauungspläne 
entwickelte Wohnbebauung wird nun als Wohngebiet und nicht mehr als Misch- oder 
Dorfgebiet (z.B. Aying und Peiß) dargestellt. 
Bei den neuen Bauflächen handelt es sich um die Sicherung / Erweiterung einer be-
reits vorhandenen Nutzung oder um die Entwicklung neuer Standorte, die einer Al-
ternativenprüfung unterzogen wurden.  
 
I. Sicherung / Erweiterung vorhandener Nutzungen: 

Gemeinbedarf KiTa/ Schule 
Die Gemeinbedarfsflächen in Dürrnhaar und Großhelfendorf beziehen Erweiterungs-
flächen für die vorhandenen Einrichtungen von Kindergärten/ -tagesstätten und 
Schule mit ein und sichern den Standort des vorhandenen Schützenheims. Einzig für 
die Feuerwehr in Aying stehen keine Erweiterungsflächen am derzeitigen Standort 
zur Verfügung, so dass ein neuer Standort gesucht werden musste. 
Sonderbauflächen 
Mit der Darstellung der Sonderbauflächen „Geothermie“, „großflächiger Einzelhandel“ 
und „Bergtierpark Blindham“ werden die vorhandenen genehmigten Nutzungen gesi-
chert und Möglichkeiten für eine Weiterentwicklung gegeben.  
Mischbauflächen 
Der gesamte Ortsteil Graß wird als Mischbaufläche neu aufgenommen, weil dieser 
vom Landratsamt mittlerweile als im Zusammenhang bebauter Ortsteil eingestuft 
worden ist. Dabei wurde zunächst der Innenbereich mit dem Landratsamt abge-
stimmt und darüber hinaus an zwei Stellen eine Ortsabrundung mit Erweiterungsflä-
chen vorgenommen.  
Wie auch in anderen Ortsteilen werden ausgesiedelte Bauernhöfe mit Privilegierung 
nach § 35 BauGB nicht in Bauflächen mit einbezogen, um ein Heranrücken an land-
wirtschaftliche Hofstellen mit der damit verbundenen Einschränkung ihrer landwirt-
schaftlichen Entwicklung zu vermeiden. Zudem stellt hier der Abfluss des Oberflä-
chenwassers eine Grenze für die Bebauung dar. Im Westen soll aufgrund der Nähe 
zum Wald der bisherige Abstand weitgehend gesichert werden.  
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II. Entwicklung neuer Standorte 

Generell sind bei der Neuausweisung von Bauflächen folgende landesplanerischen 

Zielvorgaben berücksichtigt worden: 

 Innenentwicklung vor Außenentwicklung 

 Vermeidung von Zersiedelung 

 Konzentration der weiteren Siedlungsentwicklung an SPNV Haltepunkten 

 Nahversorgungsbetriebe bis 1.200 qm in allen Gemeinden 

 Freihalten von Hangkanten 

Um eine Mehrbelastung sowohl im Bestand als auch für Neubauflächen so gering 

wie möglich zu halten, wurden je nach Nutzungsart folgende Kriterien bei der Aus-

wahl neuer Entwicklungsflächen berücksichtigt: 

Wohnen:  Anbindung ans örtliche Straßennetz (Wohn-, Sammel- und Haupterschlie-
ßungsstraßen), Nähe zu sozialen Einrichtungen und zur Nahversorgung, 
Erweiterung vorhandener Wohnbauflächen, kein Angrenzen an Gewerbe-
flächen 

Mischnutzung: Anbindung ans örtliche Straßennetz (Sammel- und Haupterschlie-
ßungsstraßen) mit möglichst kurzem Weg zur überörtlichen Erschließung, 
Erweiterung vorhandener Mischbauflächen 

Gewerbe:  direkte Anbindung ans überörtliche Straßennetz (Staatsstraße), wenn 
möglich Erweiterung vorhandener Gewerbeflächen, Verteilung auf mehre-
re Ortsteile,   

Gemeinbedarf Bauhof/ Feuerwehr: Anbindung ans überörtliche Verkehrsnetz, Dis-
tanz zu vorhandener Wohnbebauung bzw. möglichen Wohnbauerweite-
rungsflächen, Einhaltung der Hilfsfrist von 10 min zum Einsatzort 

Die Anzahl und Größe richtet sich nach den Bedürfnissen der Gemeinde, die als 
oberstes Ziel eine Streckung der Siedlungsentwicklung vorsieht, so dass die beste-
hende soziale Infrastruktur für 12 bis 15 Jahre ausreichen wird. Damit ist von einem 
Zuwachs von ca. 1200 Einwohnern für den Zeithorizont des Flächennutzungsplans 
zu rechnen, für die Wohnraum und Arbeitsplätze zu schaffen sind.  
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Wohnflächen  

Es wird mit einem Zuwachs von insgesamt 1200 Einwohnern im Zeitraum zwischen 
2015 und 2030 gerechnet. Das Nachverdichtungspotenzial verfügt lediglich über Flä-
chenreserven für ca. 1000 Einwohner. Zudem haben die Erfahrungen der letzten 
Jahre gezeigt, dass die Baulücken nie zu 100% umgesetzt werden. Der Flächennut-
zungsplan geht dementsprechend davon aus, dass erfahrungsgemäß 60% über 
Nachverdichtung im Innenbereich und ca. 40% über neue Baugebiete hinzukommen.  
Nur für ca. 500 Einwohner ist somit neues Bauland zu schaffen. Es ist richtig, dass 
insgesamt Flächen für ca. 500 Einwohner ausgewiesen werden, welche auch vollum-
fänglich benötigt werden. Von den neu ausgewiesenen Entwicklungsflächen sind 
zwischenzeitlich für folgende Wohngebiete Bebauungspläne in Kraft getreten bzw. in 
Aufstellung befindlich: 

 Wohngebiet in Großhelfendorf (W7: ca. 1,0 ha für ca. 140 Einwohner): Bebau-

ungsplan Nr. 31 „Großhelfendorf Nordwest“ in Kraft getreten am 18.05.2017 

 Wohngebiet in Dürrnhaar Süd (W 2: 1,1 ha für ca. 110 Einwohner): Bebauungs-

plan Nr. 34 „Dürrnhaar, östlich der Kirchfeldstraße“ mit Aufstellungsbeschluss 

vom 12.09.2017 

 Wohngebiet in Großhelfendorf (W 11: 3,1 ha für ca. 140 Einwohner): Bebau-

ungsplan Nr. 33 „Großhelfendorf nördlich Osterholzfeld mit Aufstellungsbe-

schluss vom 10.05.2016 

Der Gemeinde stehen folgende Wohnflächen in Wohn- und Mischbauflächen für ca. 
450 Einwohner zur Verfügung: 
Wohngebiete: 

 Dürrnhaar Süd (W2: ca. 1,1 ha für ca. 110 Einwohner) BP 34 in Aufstellung) 

 Aying Süd (W4: ca. 0,7 ha für ca. 50 Einwohner 

 Großhelfendorf Nord (W6: ca. 0.9 ha für ca. 60 Einwohner 

 Großhelfendorf West (W11: ca. 3,1 ha für ca. 140 Einwohner BP 33 in Aufstel-

lung 

Mischgebiete: 

 Dürrnhaar Nord (M5: ca. 1,1 ha für ca. 60 Einwohner) 

 Graß Süd (A 23: ca. 0,2 ha für ca. 10 Einwohner) 

Diese decken den benötigten Bedarf für den Zeithorizont des Flächennutzungsplans 
nicht ganz ab. Die Gemeinde geht davon aus, dass die übrigen 50 Einwohner im In-
nenbereich in den noch nicht ausgeschöpften Flächenreserven für 300 Einwohner 
unterkommen werden. Zudem kann es auch sein, dass die bei der ein oder anderen 
Mischbaufläche mehr als 50% als Wohnnutzung entwickelt wird.  
Nachdem die Gemeinde keinen Einfluss auf die Innenentwicklung hat, stehen ihr nur 
die neuen Wohnbauflächen sowie die Wohngebiete mit Bebauungsplänen für eine 
Steuerung der städtebaulichen Entwicklung zur Verfügung.  
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Falls sich herausstellen sollte, dass das vorhergesehene Wachstum tatsächlich allein 
über eine Nachverdichtung abgedeckt wird, besteht seitens der Gemeinde kein Er-
fordernis für eine Angebotsplanung mit Bebauungsplan bei den neuen Wohnbauflä-
chen. Falls aber über die Innenentwicklung kein Wachstum erfolgt oder nur geringer 
als angenommen, hat die Gemeinde die Möglichkeit, Baurecht zu schaffen, welches 
bei der derzeitigen Wohnungssituation auch kurzfristig zu mehr Bewohnern führt.  
Deshalb wird an den bisher dargestellten Wohnbauflächen festgehalten. 
 

Gewerbeflächen 

Die Gemeinde Aying möchte insbesondere den Einheimischen innerhalb der ge-
mischten Bauflächen Entwicklungsmöglichkeiten einräumen, die sich aus dem land-
wirtschaftlichen Strukturwandel ergeben (siehe Begründung Kapitel D 1.4). Darüber 
hinaus strebt sie eine Entwicklung neuer Gewerbeflächen nur an bereits gewerblich 
vorgeprägten Standorten mit einer guten Anbindung ans überörtliche Straßennetz 
an. Anstelle eines großen Gewerbestandortes werden kleinere entlang der Staats-
straße verteilte bevorzugt (siehe Begründung Kapitel D 1.5). Von den drei bisherigen 
Gewerbestandorten können nur die beiden in Aying und Göggenhofen um ca. 6,8 ha 
erweitert werden. Diese Erweiterungsmöglichkeiten reichen nicht für den gesamten 
Gewerbeflächenbedarf von ca. 8 ha aus. Deshalb wurde der neue Gewerbestandort 
in Dürrnhaar mit hinzugenommen. Nachdem die Gewerbefläche deutlich größer als 
die erforderlichen 1,2 ha ist, wird der südliche Teilbereich in eine gemischte Bauflä-
che umgewandelt. So wird auch der Abstand vom nördlichen Ortsrand von Dürrnhaar 
zum zukünftigen Gewerbegebiet vergrößert.  
Wenn ca. 80 Einwohner jährlich bis 2030 hinzukommen, werden 2030 voraussichtlich 
ca. 6.300 Einwohner in Aying leben. Bei einer angesetzten Arbeitsplatzdichte von 
300/1000 Einwohnern müsste es dann ca. 1890 Arbeitsplätze geben. Hiervon sind 
die bereits bestehenden Arbeitsplätze abzuziehen. Dann verbleiben aktuell noch ca. 
600 bis 650 Arbeitsplätze, die es neu zu schaffen gilt.  
In den vorhandenen Baurechtspotenzialen könnten ca. 450 bis 500 Arbeitsplätze 
umgesetzt werden. Es wird hier davon ausgegangen, dass nur die Hälfte bis 2030 
über Nachverdichtungen in Gewerbe- und Mischbauflächen realisiert werden. Somit 
verbleiben noch ca. 350 bis 400, die über Entwicklungsflächen geschaffen werden 
müssen. Für die Gewerbefläche in Dürrnhaar laufen bereits Gespräche mit der Firma 
Ganser, die den Hauptfirmensitz nach Dürrnhaar verlegen will. Die verringerte Ge-
werbefläche wird voraussichtlich vollständig für die Betriebsverlagerung der Fa. Gan-
ser erforderlich sein, so dass nur noch die Gewerbeflächen in Aying Nord und Gög-
genhofen mit einem Potential von ca. 250 bis 350 Arbeitsplätzen zur Verfügung ste-
hen. Die bisherigen Gewerbeflächen werden demnach vollumfänglich gebraucht und 
können nicht weiter reduziert werden. Die Gemeinde hat sich deshalb dazu ent-
schlossen eine weitere Gewerbefläche im Anschluss an das bestehende Gewerbe-
gebiet in Großhelfendorf westlich der S-Bahn noch für die noch benötigten 50 bis 100 
Arbeitsplätze mit aufzunehmen. Damit stehen der Gemeinde folgende Gewerbeflä-
chen in Gerwebebau- und Mischbauflächen für ca. 350 bis 400 Einwohner zur Verfü-
gung: 
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Gewerbegebiete: 

 Aying Nord (G4/5: ca. 5,9 ha für ca. 240 Arbeiter) 

 Göggenhofen Nordost (G 10: ca. 0,9 ha für ca. 50 Arbeiter) 

 Großhelfendorf West (G neu: ca. 1,2 ha für ca. 60 Arbeiter) 

Mischgebiete: 

 Dürrnhaar Nord (M1: ca. 1,1 ha für ca. 60 Arbeiter) 

 Graß Süd (A 23: ca. 0,2 ha für ca. 10 Arbeiter) 

Nachdem die Gemeinde keinen Einfluss auf die Innenentwicklung hat, stehen ihr nur 
die neuen Gewerbebauflächen für eine Steuerung der städtebaulichen Entwicklung 
zur Verfügung. Da absehbar ist, dass das vorhergesehene Wachstum nicht allein 
über eine Nachverdichtung abgedeckt werden kann, besteht seitens der Gemeinde 
ein Erfordernis für eine Angebotsplanung mit Bebauungsplänen bei den neuen Ge-
werbeflächen.  
Deshalb wird an den oben genannten Gewerbeflächen festgehalten und diese durch 
die Gewerbefläche in Großhelfendorf West ergänzt. 
 

Gemischte Bauflächen 

Zur Entwicklung der dörflich geprägten Ortsteile werden gemischte Bauflächen an 
den Ortsrändern erweitert. Für das Straßendorf Dürrnhaar wurde eine zweireihige 
Bebauung entlang der Staatsstraße als städtebauliche Begrenzung angesehen. In 
diesem Sinne wird die gemischte Baufläche auf den Flurstücken 1822/6 und 1822 
geringfügig nach Westen erweitert. Nachdem auch die Lücke in Dürrnhaar südlich 
der Egmatinger Straße als Innenbereich eingestuft worden ist, geht die Gemeinde 
davon aus, dass die Erweiterung der Mischbaufläche westlich der Rosenheimer 
Landstraße auch im Innenbereich liegt und damit nur eine Anpassung an vorhande-
nes Baurecht erfolgt.  
Außerdem wird zugunsten eines größeren Abstands der neuen Gewerbefläche zu 
den vorhandenen Wohngebäuden am nördlichen Ortsrand von Dürrnhaar das neue 
Mischgebiet M 1 nach Norden erweitert. Damit entstehen wieder mehr Potentiale für 
gemischte Nutzung in der Gemeinde Aying, nachdem das Mischgebiet M 5 voraus-
sichtlich vor Fertiggstellung des Flächennutzungsplans bereits entwickelt sein wird. 
Da hier bereits Vorhabensträger für ein Umzugs-Unternehmen und ein Pilotprojekt 
für energieautarke Mischnutzung feststehen, hat der Gemeinderat in der Zwischen-
zeit die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 35 mit paralleler 23. Änderung des Flä-
chennutzungsplans beschlossen. Eine weitere Betrachtung dieser Flächen im Ver-
fahren zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes erfolgt deshalb nicht mehr. 
Die Innenentwicklungspotenziale wurden bereits bei der Ermittlung der benötigten 
Wohn- und Gewerbebauflächen berücksichtigt. Die dargestellten Entwicklungs-
flächen M 1 in Dürrnhaar Nord und Graß Süd (A 23) sind somit unabdingbar. Die 
Fläche in Graß wurde vom Landratsamt als Entwicklungsfläche eingestuft. Die neuen 
Mischbauflächen ergeben ein Potenzial von ca. 50 bis 80 Einwohnern und ca. 40 bis 
80 Arbeitsplätzen. 
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Gemeinbedarfsflächen für soziale Infrastruktur 
Der Demografiebericht hat ergeben, dass die vorhandenen sozialen Infrastruktur-
einrichtungen von Kinderkrippen, Kindergärten und Kindertageseinrichtungen ein 
Wachstum von ca. 80 Einwohnern über 12 bis 15 Jahre ausreicht. Dabei wurde noch 
nicht berücksichtigt, dass durch interne Umwandlungen im Kindergarten und in der 
Grundschule in Großhelfendorf jeweils eine weitere Gruppe/ Klasse untergebracht 
werden können. Eine Vorstudie für den Kindergarten in Dürrnhaar hat ergeben, dass 
durch Anbau auf dem Gelände eine weitere Gruppe eingerichtet werden kann. Dar-
über hinaus hält der Flächennutzungsplan in Großhelfendorf noch eine Fläche für 
den Gemeinbedarf vor, die je nach Bedarf als Erweiterung für die Grundschule oder 
Kindertageseinrichtungen zur Verfügung steht. 
 

Verkehr 

Ortsumfahrungen 

Die Gemeinde Aying geht entsprechend der vorliegenden Expertenmeinung von 
Prof. Wulfhorst von der TU München davon aus, dass das vorhandene überörtliche 
Straßennetz die wachstumsbedingte Mehrbelastung der Gemeinde Aying im Zeitho-
rizont des Flächennutzungsplans aufnehmen kann. Die Prognosen für die Verkehrs-
belastung des Straßennetzes im Großraum München gehen im Zeithorizont des FNP 
von einer weiteren Zunahme des Verkehrs aus. Deshalb möchte sie sich langfristig 
die Option auf dann evtl. erforderliche Ortsumfahrungen offen halten, die ja bereits im 
7. Ausbauplan für Staatsstraßen in Bayern (Stand 11. Oktober 2011) enthalten sind. 
Der Gemeinde ist bewusst, dass Ortsumgehungen nicht von der Planungshoheit der 
Gemeinde erfasst werden, sondern nur in einem gesonderten straßenrechtlichen 
Planfeststellungsverfahren geplant werden dürfen. Darin sind Trassenalternativen mit 
ihren Umweltauswirkungen zu untersuchen. Da für die Projekte noch kein Planfest-
stellungsverfahren eingeleitet worden ist, kann die Gemeinde durchaus im Rahmen 
ihrer Ortsentwicklungsplanung dafür sorgen, dass die von ihr bevorzugten Korridore 
freigehalten werden und für zukünftige Trassenalternativen zur Verfügung stehen. 
Dieser wird weitaus grober dargestellt, damit nicht der Eindruck entsteht, dass bereits 
eine Trasse feststünde. Hierzu wird ein Korridor im Flächennutzungsplan hinweislich 
dargestellt. Damit die benötigten landwirtschaftlichen Flächen auch längerfristig für 
Ortsumfahrungen zur Verfügung stehen, werden diese Bereiche als von der Bebau-
ung freizuhaltend im Flächennutzungsplan dargestellt und sind von den Genehmi-
gungsbehörden bei der Beurteilung von privilegierten Bauvorhaben im Außenbereich 
zu berücksichtigen.  
 
Nachdem die Gemeinde für die große Ortsumfahrung im Westen eine andere Tras-
senführung bevorzugt, als im Staatsstraßenausbauplan festgehalten, wird nur noch 
diese als Hinweis im Flächennutzungsplan dargestellt. Der Korridor für die Nordtan-
gente wird aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen. 
Damit es bei den neuen Ortsumfahrungen zu einer deutlichen Entlastung der vor-
handenen Wohnbevölkerung kommt, wird darauf geachtet, dass bei den Ortsumfah-
rungen westlich von Dürrnhaar, Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf ein 
Abstand von mindestens 500 m zur Wohnbebauung in den Ortschaften und 300 m 
zu Weilern im Außenbereich eingehgalten wird.  
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Nachdem ausschließlich landwirtschaftliche Flächen für die städtebauliche Entwick-
lung in Anspruch genommen werden, ist es der Gemeinde ein Anliegen, dass so we-
nig landwirtschaftliche Flächen wie möglich von einer Ortsumgehung betroffen sein 
werden. Es ist davon auszugehen, dass eine Ortsumfahrung, die durch den Wald 
führt, die geschützten Rodungsinseln nicht weiter zerschneidet und auch keine Sied-
lungsentwicklung nach sich zieht. Dementsprechend wird für eine zukünftige Ortsum-
fahrung um die Ortsteile Großhelfendorf, Göggenhofen, Peiß, Aying und Dürrnhaar 
ein Korridor im westlichen Gemeindegebiet vorgesehen, der zum größten Teil durch 
den Hofoldinger Forst führt. So können landschaftlich sehr sensible Bereiche westlich 
von Aying und östlich der Hangkante unter Berücksichtigung folgender Zielvorgaben 
weiterhin geschützt werden: 

 Erhaltung einer funktionsfähigen Landwirtschaft, kein Abriegeln der hofnahen 
Betriebsflächen durch Bauflächenausweisungen 

 Sicherung einer ausreichenden Existenzgrundlage der Land- und Forstwirtschaft 
für die Versorgung der Bevölkerung sowie für die Pflege und den Erhalt der Kul-
turlandschaft. 

 Erhalt der landwirtschaftlichen Nutzung zur Wahrung des Charakters der Ro-
dungsinseln, v.a. in Dürrnhaar, Aying sowie im Ensemble Kleinkarolinenfeld 

 Erhalt der landwirtschaftlichen Flächen mit günstigen Erzeugungsbedingungen 
östlich und westlich der Bahntrasse (siehe Landschaftsplan, Themenkarte 8: Bo-
dennutzung, Landwirtschaft) 

 Sicherung und Erhaltung vorhandener landschaftstypischer Elemente, wie 
Feuchtstellen (v.a. Toteislöcher), Feldgehölze, markanten Einzelbäume, Wald-
ränder und Alleen. 

 Erhalt der Bereiche, die in ihrer Bedeutung für Arten- und Biotopschutz als hoch 
und sehr hoch eingestuft werden, und der Bereiche mit besonderer Bedeutung 
für den Biotopverbund östlich der Hangkante (siehe Landschaftsplan, Themen-
karte 5: Arten und Lebensräume) 

 Vernetzung der vorhandenen Lebensräume in einem Biotopverbundsystem: 
hierzu Neuanlage von Elementen der Flurdurchgrünung, Optimierung der 
Waldränder, ggf. Anlegen von neuen Biotopen 

 Sicherung sowie punktuelle und strukturelle Anreicherung des Freiraums westlich 
der Ortschaft Aying. 

 Erhalt von Landschaftsbereichen mit einem hohen Anteil für den Naturraum 
typischer/ repräsentativer Biotope u.a. der eiszeitlichen Geotopen, wie den 
Toteiskesseln der freien Landschaft (z. B. nördlich von Kleinhelfendorf) oder der 
"Toteislandschaft Grasser Holz", das Waldgebiet östlich von Peiß 

Darüber hinaus lässt sich eine Ortsumfahrung kostengünstiger in der flachen Schot-
terebene planen als in der sehr bewegten Jungmoränenlandschaft östlich der Hang-
kante. Um von der Rosenheimer Landstraße südlich von Großhelfendorf in die 
Schotterebene herunter zu gelangen, muss die Hangkante an einer Stelle durch-
schnitten werden.  Es bleibt allerdings dem Planfeststellungsverfahren vorbehalten, 
hier die günstigste Stelle zu nehmen und entsprechende Ausgleichsmaßnahmen 
vorzusehen. Gleiches gilt für die Trassenführung durch den Hofoldinger Forst, der 
zudem die Funktion Klimaschutzwald übernimmt.  
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Während die Gemeinde bei der Ortsumfahrung von Aying, Peiß, Göggenhofen und 
Großhelfendorf von einer eher langfristigen Umsetzung ausgeht, wird für den Ab-
schnitt westlich von Dürrnhaar ein kurz- bis mittelfristigen Planungshorizont ange-
strebt. Damit wäre zugleich ein Rückbau der St 2078 zwischen Dürrnhaar und Aying 
verbunden.  
Die Gemeinde Aying möchte wenn möglich auf eine große Ortsumfahrung westlich 
von Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf verzichten und setzt auf die Stär-
kung des ÖPNV. Deshalb werden im Flächennutzungsplan Flächen zum Park&Ride 
und Bike & Ride an den S-Bahnhaltestellen vorgesehen und auch Flächen für einen 
zweigleisigen Ausbau der S-Bahn freigehalten. Für eine Ortsumfahrung sprechen 
allerdings die Entlastungen gem. Verkehrsuntersuchung von Prof. Kurzack zu den 
Ortsumfahrungen von Dürrnhaar, Peiß, Göggenhofen, Großhelfendorf aus dem Jahr 
2014 (Fortschreibung der Untersuchung von 2008) von über 90% in Dürrnhaar und 
von 65 – 70 % für Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf. 
Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Entwicklung der Region und des Ortes 
Aying eine Steigerung des Verkehrsaufkommens mit sich bringen wird. Zum Schutz 
der Ortschaften kann es in Zukunft notwendig sein, die vorhandenen Staatsstraßen, 
die durch Dürrnhaar, Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf führen, zu ent-
lasten und eine Ortsumfahrung umzusetzen. Dabei geht es sowohl um eine gerechte 
Abwägung der Belange von Natur und Landschaft als auch der Belange des Immis-
sionsschutzes. Wenn die gesetzlich vorgegebenen Richtwerte nicht mehr eingehal-
ten werden können, hält sich die Gemeinde die Option offen, zugunsten der Einwoh-
ner eine Ortsumfahrung umzusetzen. Dabei sind im Rahmen des Planfeststellungs-
verfahrens die Eingriffe in die Schutzgüter Wasser, Klima und Luft, Kultur sowie die 
Naherholung und den Lärm zu wenn möglich zu vermeiden bzw. möglichst gering zu 
halten und die erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen zu ermitteln.  
Es ist richtig, dass zum derzeitigen Zeitpunkt eine Umgehung das Einkaufszentrum in 
Großhelfendorf beeinträchtigen könnte. Deshalb sieht der Flächennutzungsplan für 
die nächsten 10 Jahre auch keine Ortsumgehung vor. Bis dahin wird die Bevölkerung 
entsprechend gestiegen sein und der Einkaufsmarkt wird weniger auf Kunden aus 
der Region angewiesen sein.  
Erst wenn die Verkehrsbelastung durch den überörtlichen Verkehr überhandnimmt 
und der örtliche Verkehr massiv behindert wird bzw. die Belastung der ortsansässi-
gen Bevölkerung zu hoch wird, ist an eine Ortsumgehung zu denken. Dabei wird si-
cherlich die Entlastung der betroffenen Bevölkerung mit der Belastung neuer Be-
troffener gegenübergestellt. Nur eine deutliche Entlastung gerechtfertigt eine neue 
Belastung an anderer Stelle. 
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Querungen 

Im Flächennutzungsplan können keine Ampeln oder Querungshilfen dargestellt wer-
den. Erst im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung und Ausführungsplanung 
können detailliertere Angaben zum erhöhten Verkehrsaufkommen ermittelt und ent-
sprechende Querungshilfen bzw. Signalanlagen geplant werden. Die Gemeinde plant 
derzeit eine Querungshilfe an der Kreuzung der Kirchfeldstraße mit der Rosenheimer 
Landstraße. Sobald der Radweg von Faistenhaar fertiggetsellt ist, wird nochmals ein 
Antrag auf eine Signalanlage in Dürrnhaar an der Kreuzung Rosenheimer Landstra-
ße und Egmatinger Straße gestellt. 
 

Immissionsschutz 

Generell gelten in Bezug auf eine Lärm-, Feinstaub- und Stickoxidbelastung die Vor-
gaben des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luft-
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (BImSchG), 
für das allgemeine Verwaltungsvorschriften zu den Themen Lärm und Luft erlassen 
worden sind. In Bezug auf den Lärm durch Verkehr oder Gewerbe sind die Richtwer-
te der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm), die schalltechni-
schen Orientierungswerte der DIN 18005 sowie die 16. Verordnung zur Durchführung 
des Bundesimmissionsschutzgesetzes (16. BImSchV) einzuhalten.  
Während beim Lärm Richtwerte existieren, liegen in Bezug auf den Geruch nur Ori-
entierungswerte der Geruchsimmissions-Richtlinie GIRL vor. Da sich in allen Ortstei-
len noch landwirtschaftliche Betriebe befinden, sei darauf hingewiesen, dass ortsüb-
liche landwirtschaftliche Emissionen von den Anwohnern zu dulden sind. Die Ent-
wicklung landwirtschaftlicher Betriebe darf durch weitere städtebauliche Entwicklun-
gen nicht eingeschränkt werden. 

Bauflächen 

Bei den neu hinzugekommenen Wohn-, Misch- und Gewerbebauflächen wurde da-
rauf geachtet, dass kein Gewerbe neben einer Wohnnutzung entwickelt wird. Nach-
dem allerdings keine Unterteilung in reines Wohngebiet oder allgemeines Wohnge-
biet, Dorf- oder Mischgebiet sowie Industriegebiet, Gewerbegebiet oder einge-
schränktes Gewerbegebiet vorgenommen wird, werden alle Flächen, wo eine Beein-
trächtigung der angrenzenden Nutzungen möglich sein könnte, mit dem Planzeichen 
für Lärmschutzmaßnahmen versehen. Damit wird klargestellt, dass es zu keiner Ver-
schlechterung der vorhandenen Bebauung kommen darf und im Rahmen der nach-
folgenden Bebauungs- und Baugenehmigungsplanung besonders auf den Belang 
des Immissionsschutzes zu achten ist. 
Je nachdem wo sich in einer gemischt genutzten Baufläche die Wohnbebauung bzw. 
emissionsintensive landwirtschaftliche oder gewerbliche Betriebe befinden, sind bei 
geplanten Bauvorhaben Schutzvorkehrungen vorzusehen.  
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Verkehr 

Auf Ebene des Flächennutzungsplans liegen zwar noch keine detaillierten Angaben 
zur Verkehrssteigerung bei der Entwicklung einzelner Bauflächen vor. Dennoch gibt 
es Daten zur Belastung entlang von Hauptverkehrsstraßen. Die EG-
Umgebungslärmrichtlinie fordert eine graphische Darstellung und tabellarische An-
gaben zur Lärmbelastung entlang von Hauptverkehrsstraßen und –schienenwegen. 
Diese geben einen Hinweis darauf, wo Lärmschutzmaßnahmen entlang von Ver-
kehrswegen zu berücksichtigen sind. Diese führen zu einer Ergänzung der Signatur 
für Lärmschutzmaßnahmen bei Wohngebieten, die unmittelbar an Hauptverkehrswe-
gen mit Lärmbelastungen gem. Lärmbelastungskataster vom UmweltAtlasBayern 
und entlang der S-Bahn gem. Lärmbelastungskartierung des Eisenbahn Bundesam-
tes betroffen sind. 
Lärmbelastungskataster (UmweltAtlas Bayern) 
Das Landesamt für Umwelt führt entlang von Hauptverkehrsstraßen außerhalb von 
Ballungsräumen eine Lärmkartierung durch, die im Lärmbelastungskataster Bayern 
(LBK Bayern) festgehalten wird. Die Daten beinhalten die Berechnungsergebnisse 
der Umgebungslärmkartierung 2012 an den Hauptverkehrsstraßen in Bayern. Inner-
halb von Ballungsräumen sind dies alle Straßen mit einer DTV von mehr als 8.200 
Kfz pro Tag. 
Die Lärmindizes LDEN und LNight in dB(A) werden als Maß für die allgemeine Beläs-
tigung bzw. als Maß für die Störungen des Schlafes verwendet. Der Pegel LDEN ist 
ein über 24 Stunden gemittelter Immissionspegel, der aus den Pegeln LDay, LEve-
ning und LNight für die Beurteilungszeiten Tag (6:00-18:00 Uhr), Abend (18:00-22:00 
Uhr) und Nacht (22:00-6:00 Uhr) ermittelt wird. 
Durch Gewichtsfaktoren von 5 dB(A) für die vierstündige Abendzeit und 10 dB(A) für 
die achtstündige Nachtzeit wird die erhöhte Lärmempfindlichkeit in diesen Zeiten be-
rücksichtigt. 
Entlang der Hauptverkehrsstraßen außerhalb der Ballungsräume sind mit den Iso-
phonen LDEN=67dB(A) und LNight=57dB(A) zusätzlich die Auslösewerte der freiwilligen 
Lärmsanierung an Bundesfernstraßen und Staatsstraßen für Wohngebiete in der 
Karte dargestellt. Ein Rechtsanspruch auf Lärmsanierung besteht nicht. Im Einzelfall 
sind Anfragen zur Lärmsanierung mit der zuständigen Straßenbaubehörde zu klären. 
Neben einer graphischen Darstellung der Lärmbelastung fordert die EG-
Umgebungslärmrichtlinie auch tabellarische Angaben. So sind für die verschiedenen 
Isophonenbänder - getrennt für jede Lärmart – insbesondere die Anzahl der Men-
schen, Schulen und Krankenhäuser anzugeben. Hierzu wurden ebenfalls in einer 
Höhe von 4m über dem Gelände die Lärmindizes LDEN und LNight unmittelbar an 
den Gebäudefassaden berechnet. Im Unterschied zur Lärmkartierung des Eisen-
bahn-Bundesamtes liegen entlang der Hauptverkehrsstraßen die Belastungsdaten 
nur für den gesamten Ballungsraum München vor und nicht explizit für die Gemeinde 
Aying.  
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Quelle: http://www.umweltatlas.bayern.de/mapapps/resources/apps/lfu_laerm_ftz/index.html?lang=de  

Für eine angrenzende Wohnbebauung wird im Plan die Signatur für Lärmschutz-
maßnahmen entlang der Rosenheimer-Landstraße in allen Ortsteilen aufgenommen, 
weil gemäß der Verkehrszählung vom 8. Mai 2014 auch in Dürrnhaar die Durch-
schnittsbelastung bei über 8.200 Kfz/ 24 h liegt. 
Lärmbelastungskartierung des Eisenbahn Bundesamtes  
Das Eisenbahn-Bundesamt ist dafür zuständig, Lärmkarten für Schienenwege von 
Eisenbahnen des Bundes auszuarbeiten. Die aktuelle Umgebungslärmkartierung mit 
Stand vom 30.06.2017 erfasst allein für den Ortsteil Dürrnhaar eine Lärmbelastung. 
Demnach liegen bei Bauvorhaben entlang der S-Bahn die zu berücksichtigenden 
Lärmindexe in Dürrnhaar in der Nacht zwischen 45 und 65 dB (A) und bei Tag-
Abend-Nacht zwischen 55 und 70 dB(A). Dabei wird berücksichtigt, dass die S-Bahn 
nur bis nach Aying im 20-Minutentakt fährt. 
Für eine angrenzende Wohnbebauung wird entsprechend der Anregung der Unteren 
Immissionsschutzbehörde im Plan die Signatur für Lärmschutzmaßnahmen entlang 
der S-Bahn in allen Ortsteilen aufgenommen, weil im Zuge eines zweigeleisigen 
Ausbaus auch mit einer Taktfrequenzerhöhung in den anderen Ortsteilen zu rechnen 
ist.  

http://www.umweltatlas.bayern.de/mapapps/resources/apps/lfu_laerm_ftz/index.html?lang=de
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Quelle: http://laermkartierung1.eisenbahn-bundesamt.de/mb3/app.php/application/eba 

 

Lärmstatistik für die Gemeinde Aying 

 
Quelle: http://laermkartierung1.eisenbahn-bundesamt.de/mb3/app.php/statistik?id=5279&br=false&gemeinde=Aying  

http://laermkartierung1.eisenbahn-bundesamt.de/mb3/app.php/application/eba
http://laermkartierung1.eisenbahn-bundesamt.de/mb3/app.php/statistik?id=5279&br=false&gemeinde=Aying
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Abwägung der Stellungnahmen der Öffentlichkeit 
 
Allgemein: 
Frau Jäger erläutert zu jedem relevanten Ortsteil die Inhalte der privat und behördli-
cherseits vorgetragenen Anregungen und Bedenken und erörtert deren Übernah-
memöglichkeiten. 
Dem Gemeinderat liegen diese Informationen bereits vor. 
Ebenso liegt dem Gemeinderat der Vorschlag der Verwaltung vor, wie diese Anre-
gungen und Bedenken im Vorentwurf des Flächennutzungsplanes nach Abwägung 
zu berücksichtigen bzw. zu vernachlässigen sind. 
 
Die Abwägung erfolgt zunächst getrennt nach den Hauptorten und anschließend 
thematisch zu einzelnen Fachthemen. 
 
Soweit nicht zu einzelnen Punkten eine gesonderte Beschlussfassung erfolgt, 
schließt sich der Gemeinderat den vorliegenden Beschlussvorschlägen der Verwal-
tung an. 
 
Beschluss: 15 : 0 
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Graß 

 
Hammerer vertreten durch Gast&Collegen (08.08.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Aus Sicht der Gemeinde ist die Darstellung im Flächennutzungspan nicht rechtswid-
rig. Beim Scopingtermin hat das Landratsamt die Abgrenzung der Mischbaufläche 
nachvollziehen können und bisher den ausgesiedelten Hof als Außenbereich aner-
kannt. Die Einstufung als Innen- oder Außenbereich, d.h. Baurecht nach §34 BauGB 
oder § 35 BauGB übernimmt das Landratsamt im Einzelfall. Dabei sind die Darstel-
lungen des Flächennutzungsplans unerheblich.  
In § 7 BauGB wird klargestellt, dass nur Öffentliche Planungsträger ihre Planungen 
mit dem Flächennutzungsplan abstimmen müssen, soweit sie ihm nicht widerspro-
chen haben. Die Darstellungen des Flächennutzungsplans haben dem Eigentümer 
gegenüber keine unmittelbare Rechtswirkung, d.h. mit der Darstellung von Bauflä-
chen ist keine Baurechtschaffung verbunden.  
Die Gemeinde teilt die Auffassung der Anwohner, dass das Orts- und Landschafts-
bild durch den denkmalgeschützten Jacklhof geprägt wird und dass dieser als nördli-
cher Abschluss des Ortsteils anzusehen ist. 
Wie auch in anderen Ortsteilen werden ausgesiedelte Bauernhöfe mit Privilegierung 
nach § 35 BauGB nicht in Bauflächen mit einbezogen, um ein Heranrücken an land-
wirtschaftliche Hofstellen mit der damit verbundenen Einschränkung ihrer landwirt-
schaftlichen Entwicklung zu vermeiden.  
Im Flächennutzungsplan wird unter § 5 Abs. 2 Nr. 7 explizit aufgelistet, dass auch 
Flächen dargestellt werden können, die zur Regelung des Wasserabflusses freizu-
halten sind.  
 

   
Beschluss 
Die Gemeinde hält an ihrem Beschluss vom 18.07.2017 fest und die Planunterlagen 
werden entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers überarbeitet. 
 
Der Antrag auf Aufnahme weiterer Flächen in den Flächennutzungsplan erhält  
mit 5 : 10 Stimmen keine Mehrheit und gilt als abgelehnt. 
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Marianne und Sebastian Egger im Namen der Anwohner von Graß (22.08.2017), 

Franziska und Dieter Ahlborn (31.08.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die Gemeinde teilt die Auffassung, dass das denkmalgeschützte Jacklanwesen als 
nördlicher Abschluss des Ortsteils anzusehen ist.  
Der Abfluss des Oberflächenwassers stellt eine Grenze für die Bebauung dar. Des-
halb wird auch die Mischbaufläche am nordöstlichen Rand entlang des natürlichen 
Oberflächenwasserabflusses etwas verkleinert.  

   
Beschluss 
Die Gemeinde nimmt die Stellungnahme zur Kenntnis und die Planunterlagen wer-
den entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers reduziert und entsprechend 
überarbeitet.  
 
Beschluss:   15 : 0 
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Katrin Spann (16.08.2017 und 05.10.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die Abgrenzung im Westen wird geringfügig erweitert, dass nach wie vor ein ausrei-
chender Abstand zum Wald gewährleistet wird.  

 
Beschluss 
Die Darstellung der westlichen Begrenzung MI soll sich orientieren an der Lage des 
nordwestlichen und südwestlichen Wohngebäudes und dabei einen Mindestabstand 
zum Wald von 20 m  einhalten. 
 
Beschluss:  11 : 4  
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Georg Bauer (28.08.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Wie dem Kapitel D 1.3 der Begründung Wohnen entnommen werden kann, reichen 
die bisher dargestellten Mischbauflächen einschließlich der neuen hinzugekomme-
nen Wohnbauflächen aus, um den erforderlichen Bedarf für den angestrebten Ein-
wohnerzuwachs aufzunehmen. Es bedarf keiner weiteren Entwicklung neuer Misch-
bauflächen. Zumal die Erweiterungsfläche im Nordosten aufgrund des Oberflächen-
wassers auch noch weiter begrenzt wird.  

   
Die Gemeinde teilt die Auffassung der Anwohner, dass der denkmalgeschützte Jack-
lhof als nördlicher Ortsrand anzusehen ist. Der Pferdestall wurde am 31.07.2017 vom 
Landratsamt als privilegiertes Vorhaben im Außenbereich gem. § 35 Abs.1 Nr. 1 
BauGB (Aktenzeichen 7.1.1-1089/15/V) genehmigt und soll auch weiterhin im Au-
ßenbereich liegen. Deshalb hält die Gemeinde an ihrem Beschluss vom 18.07.2017 
fest, dass über die zwei vorgenommenen Arrondierungen im Nordosten und Süden 
mit den angesprochenen Begrenzungen hinaus kein städtebauliches Erfordernis für 
die Aufnahme weiterer Mischbauflächen besteht.  
 
Beschluss: 
Der Antrag auf Aufnahme weiterer Flächen in den Flächennutzungsplan erhält  
mit 0 : 15 Stimmen keine Mehrheit und gilt als abgelehnt. 
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Karolina Heignlechner (31.07.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die Streuobstwiesen wurde aus dem rechtswirksamen Flächennutzungsplan als Dar-
stellung übernommen. Es sei darauf hingewiesen, dass gem. § 7 BauGB nur Öffent-
liche Planungsträger ihre Planungen mit dem Flächennutzungsplan abstimmen müs-
sen, soweit sie ihm nicht widersprochen haben. Die Darstellungen des Flächennut-
zungsplans entfalten dem Eigentümer gegenüber keine unmittelbare Rechtswirkung. 
Sie können allerdings bei geplanten Neubauten z.B. als Ausgleichsmaßnahmen mit 
einbezogen werden. 

 
Die Gemeinde hält an ihrem Beschluss vom 18.07.2017 fest, dass über die drei vor-
genommenen Arrondierungen im Nordosten, Westen und Süden hinaus, kein städte-
bauliches Erfordernis für die Aufnahme weiterer Mischbauflächen besteht. Wie dem 
Kapitel D 1.3 der Begründung Wohnen entnommen werden kann, reichen die bisher 
dargestellten Mischbauflächen einschließlich der neuen hinzugekommenen Wohn-
bauflächen aus, um den erforderlichen Bedarf für den angestrebten Einwohnerzu-
wachs aufzunehmen. Es bedarf keiner weiteren Entwicklung neuer Mischbauflächen. 
 
Beschluss 
Die Stellungnahme wird zurückgewiesen und es bedarf keiner Überarbeitung der 
Planunterlagen.  
Der Antrag auf Aufnahme weiterer Flächen in den Flächennutzungsplan erhält  
mit 0 : 15 Stimmen keine Mehrheit und gilt als abgelehnt. 
 
Der Antrag auf Beseitigung der Darstellung der Streuobstwiesen erhält mit 1 : 14 
Stimmen keine Mehrheit, die bisherige Darstellung bleibt. 
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Göggenhofen 

Weber/ Bliemetsrieder OT Göggenhofen/Neugöggenhofen (22.10.2017) 

 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregung wird wie folgt berücksichtigt: 
Ortsumfahrung Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf 
Die von Professor Kurzack untersuchte Variante „Vision“ stellt keine endgültige Tras-
senführung dar. Für geplante Ortsumgehungen ist ein gesondertes straßenrechtli-
ches Planfeststellungsverfahren durchzuführen. Deshalb kann im Flächennutzungs-
plan ein Korridor nur hinweislich dargestellt werden. Dieser wird nun weitaus grober 
ausgewiesen, damit nicht der Eindruck entsteht, dass bereits eine Trasse feststünde. 
Dabei wird darauf geachtet, dass der Korridor einen Abstand von mindestens 500 m 
zur Wohnbebauung in den Ortschaften und 300 m zu Weilern im Außenbereich ein-
hält. Der Abschnitt zur Römersiedlung wird entsprechend weiter nach Südwesten 
verschoben. 
(siehe Beschluss zum Themenbereich „Ortsumgehungen“) 
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Gewerbegebiet Göggenhofen 
Die Gemeinde Aying strebt eine Entwicklung neuer Gewerbeflächen nur an bereits 
gewerblich vorgeprägten Standorten mit einer guten Anbindung ans überörtliche 
Straßennetz an. Anstelle eines großen Gewerbestandortes werden kleinere entlang 
der Staatsstraßen verteilte bevorzugt (siehe Begründung Kapitel D 1.5). Entschei-
dend für die Ausweisung neuer Gewerbeflächen in Göggenhofen waren zum einen 
Schaffung von Erweiterungsmöglichkeiten für den bereits vorhandenen Gewerbebe-
trieb und zum andern die unmittelbare Lage an der Staatsstraße, damit es zu keinen 
Mehrbelastungen innerörtlicher Erschließungsstraßen kommt. 
Natürlich erhofft sich die Gemeinde Aying mittel- bis langfristig eine Entlastung der 
vielbefahrenen Rosenheimer Landstraße durch die große Ortsumfahrung Peiß, Gög-
genhofen und Großhelfendorf. Diese ist im 7. Ausbauplan für Staatsstraßen in Bay-
ern (Stand 11.10.2011) mit der Dringlichkeitsstufe 2 vorgesehen.  
Es wird davon ausgegangen, dass auch zukünftig, nach Verwirklichung einer evtl. 
Umfahrung, die vorhandene Straße ausreichend leistungsfähig bleibt. 
 
Gaßner-Kolb (OT Göggenhofen, 22.10.2017) 

     
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregung wird zurückgewiesen: 
Die weißen Flächen wurden im Rahmen der 9. Änderung des Flächennutzungsplans 
bereits 2005 im südlichen Teilbereich als Dorfgebiet und im nördlichen Teilbereich 
als landwirtschaftliche Nutzfläche dargestellt. An dieser Zielsetzung hat sich seitens 
der Gemeinde nichts geändert. Bei der Suche nach einer Erweiterungsfläche für das 
vorhandene Gewerbe wurde der nun ausgewiesenen Gewerbefläche der Vorzug ge-
geben, weil diese unmittelbar an das bestehende Gewerbegebiet angrenzt. Eine ge-
werbliche Entwicklung westlich der Staatstraße würde zu nah an die Hangkante rü-
cken und würde sich ungünstig auf das Ortsbild auswirken. 
 
Beschluss 
Die Stellungnahmen Weber/Bliemetsrieder und Gaßner-Kolb werden entsprechend 
den Erläuterungen des Planfertigers zurückgewiesen und es bedarf keiner Überar-
beitung der Planunterlagen.  
 
Beschluss:  15 : 0 
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Dürrnhaar 

 
Die zum Vorentwurf für den Ortsteil Dürrnhaar vorgetragenen privaten und behördli-
chen Einwendungen werden wie folgt berücksichtigt, im übrigen werden sie zurück-
gewiesen. 
 
Die bisherige Darstellung des Geh- und Radweges entlang der St 2078 zwischen 
den Einmündungen Kirchfeldstraße und M14 entfällt. Die Darstellung erfolgt über die 
Gemeindestraße Kirchfeldstraße. 
 
Beschluss:  15 : 0 
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Maximilian Kreipl (Höhenkirchner Straße 15a, OT Dürrnhaar, 31.10.2017), 
Norbert Alt (Höhenkirchner Straße 15a, OT Dürrnhaar, 30.10.2017), Andreas 
Wagner-Martens (Ortseingang Dürrnhaar, 30.10.2017) und Anneliese Figue 
(Höhenkircher Straße 15, 30.10.2017); 
Regierung von Oberbayern; Regionaler Planungsverband 

 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der nachfolgen-
den Bebauungs- und Ausführungsplanung berücksichtigt: 
Zu 1) 
Generell gelten in Bezug auf die angesprochenen Lärm-, Feinstaub- und Stickoxid-
belastung die Vorgaben des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-
kungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vor-
gänge (BImSchG), für das allgemeine Verwaltungsvorschriften zu den Themen Lärm 
und Luft erlassen worden sind.  
Im Rahmen der nachfolgenden Bebauungsplanung bzw. Baugenehmigung ist die 
Immissionsbelastung in Bezug auf Lärm und Geruch zu prüfen. Zur Einschätzung 
sind als Richtwerte für die Nutzungen (Wohnen und Gewerbe) die einschlägigen Im-
missionsrichtwerte der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) 
anzuwenden, für die Verkehrsgeräusche sind die schalltechnischen Orientierungs-
werte der DIN 18005 sowie die 16. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmis-
sionsschutzgesetzes (16. BImSChV) heranzuziehen. Hierzu wird im Flächennut-
zungsplan entsprechend der Stellungnahme der Unteren Immissionsschutzbehörde 
die Gewerbefläche mit dem Planzeichen für Lärmschutzmaßnahmen ergänzt.  
In Bezug auf den Geruch ist die Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) zu be-
rücksichtigen. Die Geruchsimmissions-Richtlinie (GIRL) gibt hier lediglich Orientie-
rungswerte vor. 

M 
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Da sich im Ortsteil Dürrnhaar noch landwirtschaftliche Betriebe befinden, sei darauf 
hingewiesen, dass ortsübliche landwirtschaftliche Emissionen von den Anwohnern zu 
dulden sind. Die Entwicklung landwirtschaftlicher Betriebe darf durch weitere städte-
bauliche Entwicklungen nicht eingeschränkt werden. 
Infraschall durch technische Anlagen ist dann als schädliche Umwelteinwirkung im 
Sinne des BImSchG einzustufen, wenn die Anhaltswerte der DIN 45680 (Entwurf 
August 2011) überschritten sind. Die gemessenen Vibrationen von der Geothermie 
fallen nach Aussagen des Landratsamtes so gering aus, dass hier keine weiteren 
Untersuchungen vorgenommen werden. 
Die Gemeinde Aying möchte insbesondere den Einheimischen innerhalb der ge-
mischten Bauflächen Entwicklungsmöglichkeiten einräumen, die sich aus dem land-
wirtschaftlichen Strukturwandel ergeben (siehe Begründung Kapitel D 1.4). Darüber 
hinaus strebt sie eine Entwicklung neuer Gewerbeflächen nur an bereits gewerblich 
vorgeprägten Standorten mit einer guten Anbindung ans überörtliche Straßennetz 
an. Anstelle eines großen Gewerbestandortes werden kleinere entlang der Staats-
straße verteilte bevorzugt (siehe Begründung Kapitel D 1.5). Von den drei bisherigen 
Gewerbestandorten können nur die beiden in Aying und Göggenhofen um ca. 6,8 ha 
erweitert werden. Diese Erweiterungsmöglichkeiten reichen nicht für den gesamten 
Gewerbeflächenbedarf von ca. 8 ha aus. Deshalb wurde der neue Gewerbestandort 
in Dürrnhaar mit hinzugenommen. Für die Gewerbefläche in Dürrnhaar laufen bereits 
Gespräche mit der Firma Ganser, die den Hauptfirmensitz nach Dürrnhaar verlegen 
will. Da die Firma auch Wohnunterkünfte für ihre Arbeiter benötigt, wird der südliche 
Teilbereich der Gewerbefläche G1 in eine gemischte Baufläche umgewandelt. So 
wird auch der Abstand vom nördlichen Ortsrand von Dürrnhaar zum zukünftigen Ge-
werbegebiet vergrößert. Die verringerte Gewerbefläche in Dürrnhaar ermöglicht nun 
die Aufnahme einer neuen Gewerbefläche in Großhelfendorf West, um den Gewer-
beflächenbedarf für den Zeithorizont des Flächennutzungsplans zu decken.  
Zudem geht die Gemeinde - wie in der Stellungnahme angemerkt - davon aus, dass 
der gesamte LkW-Verkehr des Kiesabbaus sowie des zukünftigen Gewerbegebietes 
kurzfristig bis mittelfristig über die geplante Westumfahrung geleitet werden kann und 
es so zu einer Entlastung des Ortsteils Dürrnhaar kommen wird.  
Die Auswirkungen der geplanten Ortsentwicklung auf die Umwelt werden - soweit 
dies auf der Ebene des Flächennutzungsplans möglich ist - berücksichtigt und im 
Umweltbericht dokumentiert. 
Zu 2) 
Die Geschwindigkeitsreduzierung lässt sich auf der Ebene der Flächennutzungs-
planung nicht regeln. Die Gemeinde hat jederzeit die Möglichkeit über die Regelun-
gen der Straßenverkehrsordnung Geschwindigkeitsreduzierungen z.B. im Faisten-
haarer Weg vorzunehmen. Im Rahmen der nachfolgenden Bebauungs-planung ist zu 
prüfen, inwiefern der derzeitige Straßenquerschnitt für die zukünftige Bebauung noch 
ausreicht oder weiter auszubauen ist. Dabei sind auch die Sicht-verhältnisse an der 
Einmündung mit zu berücksichtigen.  
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Damit die Staatsstraße nicht mehr streckenweise aufgrund der sehr nah an die 
Staatsstraße heranrückende Bebauung gequert werden muss, wird eine Verlegung 
des Radwegs entlang der S-Bahn und des nördlichen Ortsrands von Dürrnhaar vor-
gesehen. Ab dort gibt es einen ausgebauten Radweg nach Höhenkirchen-
Siegertsbrunn, der parallel zur Staatsstraße verläuft. Für die Benutzung des geplan-
ten Radwegs nach Faistenhaar wird die Gemeinde eine Fußgänger-Ampelanlage auf 
Höhe der Einmündung Egmatinger Straße / Staatsstraße beantragen. Dies lässt sich 
jedoch im Flächennutzungsplan nicht darstellen. 
zu 3) Höhenkirchner Straße 15a, 85653 Aying OT Dürrnhaar und Wagner-Martens 
Ortseingang Dürrnhaar (30.10.2017) 
Im § 5 Abs. 1 BauGB wird der Inhalt des Flächennutzungsplans wie folgt geregelt: 
„Im Flächennutzungsplan ist für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der städ-
tebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren 
Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen.“ In § 7 BauGB wird 
klargestellt, dass nur Öffentliche Planungsträger ihre Planungen mit dem Flächen-
nutzungsplan abstimmen müssen, soweit sie ihm nicht widersprochen haben. Die 
Darstellungen des Flächennutzungsplans entfalten dem Eigentümer gegenüber kei-
ne unmittelbare Rechtswirkung. Die betroffenen Grundstücke liegen alle innerhalb 
von gemischten Bauflächen und grenzen auch zukünftig nur an gemischte Bauflä-
chen an. Deshalb kann  in Bezug auf die vorgenommene Darstellung der Bauflächen 
von keiner „Wertminderung“ ausgegangen werden, insbesondere vor dem Hinter-
grund, dass auch zukünftig die Richtwerte der Technischen Anleitung zum Schutz 
gegen Lärm (TA Lärm), die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 so-
wie die 16. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutz-gesetzes 
(16. BImSchV) einzuhalten sind. 
Zu 4) Höhenkirchner Straße 15a, 85653 Aying OT Dürrnhaar und Wagner-Martens 
Ortseingang Dürrnhaar (30.10.2017) 
Es ist richtig, dass es sich bei den beiden anderen neuen Gewerbeflächen um Erwei-
terungsflächen handelt. Dennoch weisen alle Gewerbegebiete einschließlich der vor-
handenen Gewerbebetriebe einen mit dem neuen Gewerbegebiet in Dürrnhaar ver-
gleichbaren Abstand zu vorhandener Wohnbebauung auf. Das Gewerbegebiet in 
Aying grenzt im Süden sogar an Wohnbauflächen an, die vorhandene Gewerbeflä-
chen in Göggenhofen und Großhelfendorf schließen an gemischte Bauflächen an, in 
denen auch eine reine Wohnbebauung bis unmittelbar an die Gewerbefläche heran-
reicht. Dies ist dem überörtliche Ziel der höheren Landesplanung geschuldet, welche 
eine möglichst flächensparende Bebauung in städtebaulich integrierter Lage vorsieht.  



51 
Sitzungstag   30. Januar 2018 

Beschluss 
In gleicher Angelegenheit haben sich auch die Regierung von Oberbayern und der 
Regionale Planungsverband geäussert und die aktuelle Ausdehnung im Sinne des 
Regionalplans als verträglich angesehen. Ein weiteres Heranrücken an den Wald-
rand soll nicht mehr erfolgen. 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers zur 
Kenntnis genommen und es erfolgt eine Überarbeitung der Begründung mit Umwelt-
bericht.  
Die dargestellte Gesamtfläche bleibt gleich, in der südlichen Teilhälfte wird eine MI-
Fläche dargestellt. In gleichem Maße dieser Fläche reduziert sich damit die nördliche 
Gewerbefläche. 
Die Signatur Lärmimmission wird übernommen. 
 
Beschluss: 15 : 0  
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Annette und Paul Vorsatz (OT Dürrnhaar, 30.10.2017) 

 
Erläuterungen des Planfertigers 
zu a) Die Anregungen werden wie berücksichtigt: 
Generell gelten in Bezug auf die angesprochenen Lärm-, Feinstaub- und Stickoxid-
belastung die Vorgaben des Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkun-
gen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgän-
ge (BImSchG), für das allgemeine Verwaltungsvorschriften zu den Themen Lärm und 
Luft erlassen worden sind.  
Im Rahmen der nachfolgenden Bebauungsplanung ist für das Gewerbegebiet die 
Immissionsbelastung in Bezug auf Lärm zu prüfen. Zur Einschätzung sind als Richt-
werte für die Nutzungen (Wohnen und Gewerbe) die einschlägigen Immissionsricht-
werte der Technischen Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) anzuwenden, 
für die Verkehrsgeräusche sind die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 
18005 sowie die 16. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzge-
setzes (16. BImSChV) heranzuziehen.  
Die Gemeinde strebt eine Entwicklung neuer Gewerbeflächen nur an bereits gewerb-
lich vorgeprägten Standorten mit einer guten Anbindung ans überörtliche Straßen-
netz an. Anstelle eines großen Gewerbestandortes werden kleinere entlang der 
Staatsstraßen verteilte bevorzugt (siehe Begründung Kapitel D 1.5). Von den drei 
bisherigen Gewerbestandorten können nur die beiden in Aying und Göggenhofen um 
ca. 6,8 ha erweitert werden. Diese Erweiterungsmöglichkeiten reichen nicht für den 
gesamten Gewerbeflächenbedarf von ca. 8 ha aus. Deshalb wurde der neue Gewer-
bestandort in Dürnnhaar mit hinzugenommen. Für die Gewerbefläche in Dürrnhaar 
laufen bereits Gespräche mit der Firma Ganser, die den Hauptfirmensitz nach Dürrn-
haar verlegen will. Da die Firma auch Wohnunterkünfte für ihre Arbeiter benötigt, wird 
der südliche Teilbereich der Gewerbefläche G1 in eine gemischte Baufläche umge-
wandelt. So wird auch der Abstand vom nördlichen Ortsrand von Dürrnhaar zum zu-
künftigen Gewerbegebiet vergrößert. Die verringerte Gewerbefläche in Dürrnhaar 
ermöglicht nun die Aufnahme einer neuen Gewerbefläche in Großhelfendorf West, 
um den Gewerbeflächenbedarf für den Zeithorizont des Flächennutzungsplans zu 
decken. 

M 
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Zudem geht die Gemeinde davon aus, dass der gesamte LkW-Verkehr des Kiesab-
baus sowie des zukünftigen Gewerbegebietes kurzfristig bis mittelfristig über die ge-
plante Westumfahrung geleitet werden kann und es so zu einer Entlastung des Orts-
teils Dürrnhaar kommen wird.  
zu b) Die Ausgestaltung der Einmündung vom Gewerbegebiet auf die Staatsstraße 
ist im Rahmen der nachfolgenden Bebauungsplanung zu untersuchen. Die Ge-
schwindigkeitsreduzierung lässt sich auf der Ebene der Flächennutzungsplanung 
nicht regeln. Unabhängig davon kann die Gemeinde über die Regelungen der Stra-
ßenverkehrsordnung jederzeit das Einrichten des angesprochenen Geschwindig-
keitstrichters und das Versetzen des Ortsschildes auf Höhe des nördlichen Endes 
des geplanten Gewerbegebietes vornehmen. Die zweite Option bzgl. des Verkehrs-
kreisels könnte im Zusammenhang mit einer Bebauungsplanung überprüft werden. 
Ziel der Gemeinde ist es, die Ortsumgehung auch schon kurzfristig umzusetzen.  
zu c) Die Anregung wurde bereits berücksichtigt: 
Damit die Staatsstraße nicht mehr streckenweise aufgrund der sehr nah an die 
Staatsstraße heranrückende Bebauung gequert werden muss, wird eine Verlegung 
des Radwegs entlang der S-Bahn und des nördlichen Ortsrands von Dürrnhaar vor-
gesehen. Sie wird im Flächennutzungsplan bereits als geplanter neue Radweg dar-
gestellt. Ab dort gibt es einen ausgebauten Radweg nach Höhenkirchen-
Siegertsbrunn, der parallel zur Staatsstraße verläuft. 
zu d) 
Im Flächennutzungsplan können keine Ampeln oder Querungshilfen dargestellt wer-
den. Erst wenn im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung und Ausführungspla-
nung detailliertere Angaben zum erhöhten Verkehrsaufkommen ermittelt werden, 
können entsprechende Querungshilfen bzw. Signalanlagen geplant werden. 
 
Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berück-
sichtigt und es erfolgt eine entsprechende Überarbeitung der Planunterlagen.  
 
Beschluss:  15 : 0 
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Franz Fleck - 2. Vorstand der Bürgerinitiative Dürrnhaar (Grundstück Fl.-Nr. 

1801 Gemarkung Peiß, OT Dürrnhaar, 25.10.2017) 

 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregung wird wie folgt berücksichtigt: 
Die Gemeinde Aying strebt eine Entwicklung neuer Gewerbeflächen nur an bereits 
gewerblich vorgeprägten Standorten mit einer guten Anbindung ans überörtliche 
Straßennetz an. Anstelle eines großen Gewerbestandortes werden kleinere entlang 
der Staatsstraße verteilte bevorzugt (siehe Begründung Kapitel D 1.5). Von den drei 
bisherigen Gewerbestandorten können nur die beiden in Aying und Göggenhofen um 
ca. 6,8 ha erweitert werden. Diese Erweiterungsmöglichkeiten reichen nicht für den 
gesamten Gewerbeflächenbedarf von ca. 8 ha aus. Für die Gewerbefläche in Dürrn-
haar laufen bereits Gespräche mit der Firma Ganser, die den Hauptfirmensitz nach 
Dürrnhaar verlegen will. Da die Firma auch Wohnunterkünfte für ihre Arbeiter benö-
tigt, wird der südliche Teilbereich der Gewerbefläche G1 in eine gemischte Baufläche 
umgewandelt. So wird auch der Abstand vom nördlichen Ortsrand von Dürrnhaar 
zum zukünftigen Gewerbegebiet vergrößert. Die verringerte Gewerbefläche in Dürrn-
haar ermöglicht nun die Aufnahme einer neuen Gewerbefläche in Großhelfendorf 
West, um den Gewerbeflächenbedarf für den Zeithorizont des Flächennutzungsplans 
zu decken. 
Die Gewerbegebiete sollen für ortstypische Gewerbe- und Handwerksbetriebe mit 
einem Flächenbedarf von ca. 1500 bis 5000 qm entwickelt werden. Erst auf der Ebe-
ne der Bebauungsplanung erfolgt eine Erschließungsplanung sowie die Festsetzung 
der Art der Nutzung bzw. der Betriebe, anhand derer das erhöhte Verkehrsaufkom-
men konkret ermittelt werden kann. Im Rahmen der Flächennutzungsplanung geht 
die Gemeinde davon aus, dass der gesamte LKW-Verkehr des Kiesabbaus sowie 
des zukünftigen Gewerbegebietes kurzfristig bis mittelfristig über die geplante West-
umfahrung geleitet werden kann und es so zu einer Entlastung des Ortsteils Dürrn-
haar kommen wird. 

M 
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Industriebetriebe grenzen sich nicht durch die Größe sondern durch den Störgrad 
von Gewerbegebieten von „normalen“ Gewerbegebieten ab. Die Ansiedlung von In-
dustriebetrieben ist aufgrund der vorhandenen angrenzenden gemischten Nutzung 
nicht gewünscht und ist im Rahmen des nachfolgenden Bebauungsplanverfahrens 
auszuschließen. 
Nachdem östlich des Gewerbegebietes landwirtschaftliche Fläche dargestellt wird, ist 
mit einer Geruchsbelästigung bei Westwind in diesem Bereich nicht zu rechnen. 
Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berück-
sichtigt und es erfolgt eine entsprechende Überarbeitung der Planunterlagen.  
 
Beschluss:  15 : 0 
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Johannes Weigl (Grundstück Fl.-Nr. 1822/4 Gemarkung Pieß, OT Dürrnhaar, 

23.10.2017) 

 
Erläuterungen des Planfertigers 
Wie der Begründung unter D 1.4 entnommen werden kann, sollen insbesondere den 
Einheimischen innerhalb der gemischten Bauflächen Entwicklungsmöglichkeiten ein-
geräumt werden, die sich aus dem landwirtschaftlichen Strukturwandel ergeben. 
Dementsprechend werden in den einzelnen Ortsteilen überwiegend Arrondierungen 
der bisherigen Dorfgebiete vorgenommen, die sich aus dem Gebäudebestand, der 
Einstufung als Innenbereich bzw. vorhandenen und in Aufstellung befindlichen Be-
bauungsplänen sowie Einbeziehungssatzungen ergeben. Es wird die Anregung auf-
genommen und die gemischte Baufläche so erweitert, dass die Halle komplett inner-
halb der Baufläche liegt. 
Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berück-
sichtigt und es erfolgt eine Überarbeitung der Planzeichnung.  
 
Beschluss:  15 :0 

M 
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Sandra Weigl, (Grundstück Fl.-Nr. 1822/6 Gemarkung Peiß, OT Dürrnhaar, 

19.10.2017) 

 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregung wird wie folgt berücksichtigt: 
Wie der Begründung unter D 1.2 zum Ortsteil Dürrnhaar entnommen werden kann, 
will die Gemeinde die dritte Baureihe verhindern, dies schließt jedoch eine Entwick-
lung in zweiter Baureihe nicht aus. Der Gemeinde ist es generell ein Anliegen, der 
Bevölkerung Entwicklungsmöglichkeit vor Ort zu gewähren. Deshalb wird die Misch-
fläche bis zur gleichen Tiefe wie im Norden und Süden erweitert. 
Es wird allerding darauf hingewiesen, dass mit der Darstellung als gemischte Bauflä-
che an dieser Stelle nicht automatisch Baurecht entsteht.  
Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berück-
sichtigt und es erfolgt eine Überarbeitung der Planunterlagen.  
 
Beschluss:  15 : 0 

M 
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Elke Hofinger vertreten durch Rechtsanwalt Raithel von Gast&Collegen 

(Grundstück Fl.-Nr. 1801 Gemarkung Pieß, OT Dürrnhaar, 25.10.2017) 

 
 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregung wird zurückgewiesen: 
Im § 5 Abs. 1 BauGB wird der Inhalt des Flächennutzungsplans wie folgt geregelt: 
„Im Flächennutzungsplan ist für das gesamte Gemeindegebiet die sich aus der städ-
tebaulichen Entwicklung ergebende Art der Bodennutzung nach den voraussehbaren 
Bedürfnissen der Gemeinde in den Grundzügen darzustellen.“ In § 7 BauGB wird 
klargestellt, dass nur Öffentliche Planungsträger ihre Planungen mit dem Flächen-
nutzungsplan abstimmen müssen, soweit sie ihm nicht widersprochen haben. Die 
Darstellungen des Flächennutzungsplans haben dem Eigentümer gegenüber keine 
unmittelbare Rechtswirkung, d.h. mit der Darstellung von Bauflächen ist keine Bau-
rechtschaffung verbunden. Für Außenbereichsflächen gelten nach wie vor die Maß-
gaben des § 35 BauGB, auch wenn z.B. im Flächennutzungsplan eine Wohnbauflä-
che dargestellt wird. Erst mit einer verbindlichen Bauleitplanung kann über einen Be-
bauungsplan Baurecht geschaffen werden. Die Abgrenzung zwischen Innenbereich 
(§ 34 BauGB) und Außenbereich (§ 35 BauGB) obliegt nach wie vor dem Landrats-
amt und wird nicht über den Flächennutzungsplan gesteuert. 
Bei der Darstellung neuer Entwicklungsflächen sind die Zielvorgaben der höheren 
Landesplanung zu berücksichtigen. Im Sinne einer flächensparenden Siedlungsent-
wicklung ist der Innenentwicklung Vorrang vor einer Außenentwicklung zu geben. 
Seitens der höheren Landesplanungsbehörde besteht Einverständnis mit der Aus-
wahl der neuen Wohnbauflächen und die Auswahlkriterien werden aus fachlicher 
Sicht anerkannt.  
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Das betroffene Grundstück liegt demnach innerhalb des räumlichen Geltungs-
bereichs des Flächennutzungsplans und wurde bei der Zieldiskussion und der an-
schließenden Festlegung der neuen Wohnbauflächen mit berücksichtigt. Wie der Be-
gründung unter D 1.3 zum Thema Flächenbedarf entnommen werde kann, hat sich 
die Gemeinde intensiv mit dem Ziel Innen- vor Außenentwicklung auseinander ge-
setzt und stellt nur soviel neue Wohnbauflächen dar, wie unbedingt erforderlich sind. 
Bei dem angestrebten Wachstum rechnet die Gemeinde mit ca. 80 Einwohnern pro 
Jahr, d.h. ca. 1200 in den kommenden 15 Jahren. Davon werden ca. 700 bis 750 
Einwohner über die Nachverdichtung innerhalb vorhandener Baurechtspotentiale 
hinzukommen. Somit müssen neue Wohnbauflächen für ca. 500 Einwohner darge-
stellt werden. Die untersuchten Wohnstandorte hätten ein Potenzial für insgesamt ca. 
1200 Einwohner. Bei der Entscheidung darüber, welche Wohnbauflächen nun im 
Flächennutzungsplan innerhalb der nächsten 15 Jahre aufgenommen und entwickelt 
werden sollen, spielten zum einen die Flächenverfügbarkeit und zum andern aber 
auch die Kapazitäten der sozialen Infrastruktureinrichtungen sowie die Nähe zu den 
Einrichtungen des täglichen Bedarfs eine Rolle.  
Das städtebauliche Entwicklungskonzept berücksichtigt eine langfristige Entwick-
lungsperspektive für den Ortsteil Dürrnhaar Süd. Es ist immer von einer städtebauli-
chen Entwicklung in Bauabschnitten ausgegangen worden: 1. Bauabschnitt W 2 
zweiter und dritter Bauabschnitt W 1 / W 3. Ziel des städtebaulichen Entwicklungs-
konzepts war es, ein stimmiges Gesamtkonzept für den südlichen Ortsteil von Dürrn-
haar zu erarbeiten, welches es dann im Rahmen der nachfolgenden Bauleitplanung 
schrittweise zu berücksichtigen gilt. Je nach Bedarf bleibt es der Gemeinde überlas-
sen, wann sie die einzelnen Bauabschnitte realisiert. Unter Berücksichtigung der Zie-
le, die im Rahmen der Ortsentwicklungsplanung zur Neuaufstellung des Flächennut-
zungsplans erarbeitet worden sind, besteht derzeit kein Bedarf für weitere Wohnbau-
flächen in Dürrnhaar. Falls sich im Laufe der kommenden 15 Jahre ein erhöhter Be-
darf an Wohnbauflächen herausstellt, kann ggfl. mit einer Bebauungsplanaufstellung 
und Flächennutzungsplanänderung reagiert werden. 
Das Entwicklungskonzept wurde im Gemeinderat am 16.02.2017 diskutiert und dann 
der Öffentlichkeit auf der Ortsteilveranstaltung am 29.06.2017 vorgestellt. Es handelt 
sich hierbei um eine informelle Planung die keiner gesonderten Bekanntmachung 
bedarf.  
Die Bedenken zur Abgrenzung des Geltungsbereichs befindlichen Bebauungsplans 
sind im Rahmen des Aufstellungsverfahrens zum Bebauungsplan zu prüfen. Ge-
meinderatsbeschlüsse sind jederzeit auf Anfrage öffentlich einsehbar, hierzu bedarf 
es keiner Bekanntmachung. Der Gemeinderatsbeschluss zur Darstellung der Wohn-
bauflächen für die nächsten 15 Jahre ist am 18.07.2017 gefasst worden.  
Für die dargestellten Wohnbauflächen hat eine ausreichende Prüfung der Innenent-
wicklungspotenziale auf Ebene der Flächennutzungsplanung stattgefunden. Eine 
genauere Prüfung erfolgt im Rahmen der Bebauungsplanung.  
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Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers zurück-
gewiesen und bedarf keiner Überarbeitung der Planunterlagen.  
 
Beschluss:  15 : 0 
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Großhelfendorf 

 
Die zum Vorentwurf für den Ortsteil Großhelfendorf vorgetragenen Einwendungen 
werden wie folgt berücksichtigt, im übrigen werden sie zurückgewiesen. 
 
Beschluss:  15 : 0 
 
 
Die Entwicklungsfläche M5 (westlich der Gruber Straße) wird aus den Darstellungen 
des Flächennutzungsplans herausgenommen. Sobald ggf. eine Genehmigung der 
23. Änderung vorliegt, wird der Flächennutzungsplan angepasst bzw. berichtigt.  
 
Beschluss:  15 : 0 
 
 
Die im Bebauungsplan Nr. 1 Großhelfendorf Süd, als Mischgebiet festgesetzte Flä-
che wird als gemischte Baufläche dargestellt. 
Der südlich an den Bebauungsplan Nr. 1 Großhelfendorf Süd angrenzende Gewer-
bebetrieb (Fl.Nr. 234) wird in die Mischbaufläche mit einbezogen, weil hier von einem 
Innenbereich ausgegangen werden kann. Der westlich angrenzende Landwirt wurde 
ausgesiedelt und verbleibt entsprechend der Zielsetzung, landwirtschaftliche Hofstel-
len in ihrer Entwicklung nicht einzuschränken, im Außenbereich auf einer landwirt-
schaftlichen Fläche. Die Planunterlagen werden entsprechend angepasst. 
 
Beschluss:  15 : 0 
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Silvia und Anton Vogl (Hirschbergstraße 2/2b, OT Großhelfendorf, 24.07.2017) 

  
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Gemeinde Aying strebt eine Entwicklung neuer Gewerbeflächen nur an bereits 
gewerblich vorgeprägten Standorten mit einer guten Anbindung ans überörtliche 
Straßennetz an. Anstelle eines großen Gewerbestandortes werden kleinere entlang 
der Staatsstraße verteilte bevorzugt (siehe Begründung Kapitel D 1.5). Von den drei 
bisherigen Gewerbestandorten können nur die beiden in Aying und Göggenhofen um 
ca. 6,8 ha erweitert werden. Diese Erweiterungsmöglichkeiten reichen nicht für den 
gesamten Gewerbeflächenbedarf von ca. 8 ha aus. Deshalb wurde eine neue Ge-
werbefläche in Dürrnhaar neu aufgenommen. Für die Gewerbefläche in Dürrnhaar 
laufen bereits Gespräche mit der Firma Ganser, die den Hauptfirmensitz nach Dürrn-
haar verlegen will. Da die Firma auch Wohnunterkünfte für ihre Arbeiter benötigt, wird 
der südliche Teilbereich der Gewerbefläche G1 in eine gemischte Baufläche umge-
wandelt. Die verringerte Gewerbefläche in Dürrnhaar ermöglicht nun die Aufnahme 
einer neuen Gewerbefläche in Großhelfendorf-West, um den Gewerbeflächenbedarf 
für den Zeithorizont des Flächennutzungsplans zu decken. Hierzu bietet sich die an-
gesprochene Fläche in Großhelfendorf West an. Dieser Standort schließt an ein vor-
handenes Gewerbegebiet an und ist wie die Firma Fritzmeier unmittelbar an eine 
überörtliche Kreisstraße angebunden. Der S-Bahnhaltepunkt befindet sich in fußläu-
figer Entfernung, so dass ein Pendeln für die Arbeiter mit dem ÖPNV gewährleistet 
werden kann. Aufgrund dieser besonderen Lagegunst wird das Ziel, dass die Bahnli-
nie als westliche Grenze der Ortsentwicklung anzusehen ist, auf die Ortsteile Aying 
und Peiß beschränkt.  
Beschluss 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berück-
sichtigt und es erfolgt eine Überarbeitung der Planunterlagen.  
 
Beschluss:  12 : 3 
 
 
Durch die Darstellung der o.g. Gewerbeflächen ergibt sich nunmehr erstmals eine 
Erschließungsmöglichkeit für eine geringfügige weitere Entwicklungsmöglichkeit der 
sog. Siedlung, südlich der Kreisstraße. Der Gemeinderat befürwortet die Darstellung 
einer zusätzlichen Wohnbaufläche (2. Häuserreihe) und entsprechender Anpassung 
der Grünfläche. 
 
Beschluss:  12 : 3 
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Antrag Gemeinderat Andreas Wolf 
 
Herr Wolf stellt in der Sitzung den Antrag, einen Teil der landwirtschaftlich genutzten 
Fläche zwischen der Gruber Straße und der östlich angrenzenden Bebauung an der 
Schubertstraße als „nicht überbaubare Fläche“ darzustelllen, um dadurch einen Nah-
erholungsmehrwert für die ortsansässige Bevölkerung zu schaffen. 
 
Beschluss:  
Für den Antrag sprechen sich nach eingehender Diskussion 2 : 13 Gemeinderäte 
aus, der Antrag ist somit abgelehnt. 
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Aying 

 
Die zum Vorentwurf für den Ortsteil Aying vorgetragenen Einwendungen werden wie 
folgt berücksichtigt, im übrigen werden sie zurückgewiesen. 
 
Beschluss:  15 : 0 
 
 

Inselkammer OT Aying (02.11.2017) 

 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Gemeinde strebt eine Entwicklung neuer Gewerbeflächen nur an bereits gewerb-
lich vorgeprägten Standorten mit einer guten Anbindung ans überörtliche Straßen-
netz an. Anstelle eines großen Gewerbestandortes werden kleinere entlang der 
Staatsstraßen verteilte bevorzugt (siehe Begründung Kapitel D 1.5). Damit sich die 
dörflich geprägte Gemeinde Aying nicht zu einer Wohn- und Schlafgemeinde in der 
Nähe der Landeshauptstadt München entwickelt, sind parallel zu den Wohnbauflä-
chen auch Gewerbeflächen vorzusehen. Der Bedarf orientiert sich dabei an der für 
die Gemeinde Aying anzustrebenden Arbeitsplatzdichte von 300 Einwohnern je 1000 
Einwohner und ein gesundes Wachstum auch in Bezug auf die Einnahmen durch 
Gewerbesteuern ermöglicht.  
Demnach sind Gewerbeflächen für ca. 400 neue Arbeitsplätze, was einem Flächen-
bedarf von ca. 8 ha vorzusehen. Die Gemeinde hat sich gegen ein zusammenhän-
gendes großes Gewerbegebiet ausgesprochen und eine Verteilung auf bereits ge-
werblich vorgeprägte Standorte beschränkt. Nachdem die Gewerbeflächen in Dürrn-
haar und Göggenhofen sowohl von ihrer Größe, als auch von der angrenzenden Be-
bauung einigen Einschränkungen unterliegen, bietet die Erweiterungsfläche in Aying 
Nord als einzige auch die Ansiedlung etwas größerer Gewerbebetriebe zwischen 
5000 und 10000 qm.  
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Die Gewerbeflächen in Aying wurden zugunsten des Landschaftsbildes so be-
schränkt, dass die Blickbeziehung vom überörtlichen Mangfall-Radweg zu den Alpen 
nicht weiter gestört wird. Die vorgesehe Eingrünung entlang des nördlichen Ortsran-
des von Aying soll dafür sorgen, dass sich die künftige gewerbliche Entwicklung auch 
weiterhin in das das Orts- und Landschaftsbild einfügt. Hierauf ist im Rahmen der 
nachfolgenden Bebauungs- und Ausführungsplanung mit entsprechenden Bepflan-
zungen hinzuwirken. 
Auch derzeit wird die Ortseinfahrt von Aying durch eine gewerbliche Nutzung - offen-
bar nicht zum Nachteil des Landschaftsbildes – geprägt. Die Gemeinde Aying ist hier 
zuversichtlich, im Rahmen der verbindlichen Bebauungsplanung in bewährter Kom-
bination mit entsprechenden Städtebaulichen Verträgen auch weiterhin für ein an-
sprechenden Orts- und Landschaftsbild mit einer Eingrünung und attraktiven Archi-
tektur zu sorgen.  
 
Antrag Gemeinderat Franz Inselkammer: 
 
Herr Gemeinderat Inselkammer übernimmt den vorliegenden schriftlichen Antrag und 
beantragt in der Sitzung explizit, die westliche Fläche G 4 aus den Darstellungen 
herauszunehmen. 
 
Weitergehender Antrag 1. Bürgermeister Johann Eichler: 
 
Herr Bürgermeister Eichler stellt den weitergehenden Antrag zur Abstimmung, an der 
Gesamtausweisung der Flächen G 4 und G 5 festzuhalten 
Für diesen Antrag sprechen sich nach eingehender Diskussion 9 : 6 Gemeinderäte 
aus, der weitergehende Antrag ist somit befürwortet, über den mündlich vorgetrage-
nen Antrag Inselkammer wird deshalb nicht mehr abgestimmt. 
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Familie Wolke, Max-Abelshauser Straße 2, OT Aying (19.10.2017), Andreas 
Steinberger (02.11.2017) und Kirstin Kolbe OT Aying (24.10.2017) 

 
 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregungen werden wie folgt berücksichtigt: 
zur Nord-Umfahrung 
Die Nordumfahrung ist im Staatsstraßenausbauplan als ein Projekt enthalten und 
wird von der zuständigen Behörde weiterverfolgt. Nachdem die Gemeinde für die 
große Ortsumfahrung im Westen eine andere Trassenführung bevorzugt, als im 
Staatsstraßenausbauplan festgehalten, wird nur noch diese als Hinweis im Flächen-
nutzungsplan dargestellt. Der Korrridor für die Nordtangente wird aus dem Flächen-
nutzungsplan herausgenommen. Es sei dennoch darauf hingewiesen, dass diese 
nach wie vor mit einer Dringlichkeitsstufe 2 im Staatsstraßenausbauplan enthalten ist 
und nach wie vor gesondert über ein straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahren 
umgesetzt werden kann.  
(siehe Beschluss zum Themenbereich „Ortsumgehungen“) 
 
zur Wohnentwicklung in Aying (Fam. Wolke) 
Der Wohnungsschwerpunkt der Gemeinde Aying hat sich im Südwesten ausgebildet. 
Hier wird auch die einzige neue Wohnbaufläche vorgesehen, die langfristig noch 
nach Westen erweitert werden kann. Eine Entwicklung der Wohnbebauung im Nor-
den ist langfristig nicht angedacht.  
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Bernhard Weinberger, Lindacher Weg 17 OT Aying (13.10.2017) 

  
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregungen werden wie folgt berücksichtigt: 
Die Belange des Hochwasserschutzes sind im Rahmen der Flächennutzungsplanung 
dahingehend berücksichtigt worden, dass im Ortsteil Aying keine weiteren Bauflä-
chen an der Hangkante bzw. oberhalb der Hangkante aufgenommen worden sind. 
Die Umsetzung der Maßnahmen zur Hochwasserregulierung sind nicht Bestandteil 
des Flächennutzungsplans, sondern im Rahmen der nachfolgenden Ausführungs-
planung umzusetzen. Die detaillierten Planungen für ein Hochwasserschutzkonzept 
des Hauptortes Aying werden derzeit erarbeitet. Sobald hier ein Ergebnis vorliegt 
werden die Maßnahmen mit den Eigentümern abgestimmt und umgesetzt. 
Der Flächennutzungsplan sieht einen sehr großzügigen Suchraum für Ausgleichsflä-
chen vor und ist nicht abhängig von den angesprochenen landwirtschaftlichen Flä-
chen. 
 
Beschluss 
Die Abwägung der Stellungnahmen Wolke (Wohnentwicklung) und B. Weinberger 
(Oberflächenwasserregulierung) ergibt derzeit keine Notwendigkeit der Änderung 
oder Ergänzung des Flächennutzungsplanes.  
 
Beschluss:  15 : 0 
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Peiß 
 
Aufgrund der von der Unteren Immissionsschutzbehörde angesprochenen Immissi-
onsschutzproblematik wird westlich der Dürrnhaarer Straße, entsprechend des bishe-
rigen rechtswirksamen Flächennutzungsplanes an Stelle von Wohnbaufläche wieder 
Mischbaufläche dargestellt. 
 
Beschluss:  15 : 0 
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Abwägungen zu den gesonderten Themenbereichen: 
 
 
Konzentrationsflächen für Kiesabbau 
 
Die beiden Standortdarstellungen im Bereich „Wasserschutzgebiet“ und „Umge-
hungstrasse“ (bestehende Genehmigung Bayerische Staatsforsten) werden auf den 
aktuellen genehmigten Status Quo reduziert und angepasst. 
 
Beschluss:  15 : 0 
 
 

Ortsumgehung (Hinweis) 
 
Nordabschnitt (westlich Dürrnhaar) 
 
Zur Entlastung des Ortsteiles Dürrnhaar hält der Gemeinderat nach Abwägung aller 
Einwendungen mehrheitlich an der Belassung des Trassenkorridores fest. Wobei der 
Trassenkorridor so verschoben wird, dass zu Wohnsiedlungen ein Abstand von mind. 
500 m  und zu Einzelanwesen ein Abstand von mind. 300 m  eingehalten wird. 
Die Korridore im Bereich der Rodungsinseln, außerhalb vom Waldbereich, werden 
als nicht überbaubare Flächen dargestellt. 
 
 
Beschluss: 14 : 1 
 
Südabschnitt (westlich Aying / Großhelfendorf)  
 
Zur Entlastung der Ortsteile Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf, hält der 
Gemeinderat nach Abwägung aller Einwendungen mehrheitlich an der Belassung 
des Trassenkorridores fest. Wobei der Trassenkorridor so verschoben wird, dass zu 
Wohnsiedlungen ein Abstand von mind. 500 m  und zu Einzelanwesen ein Abstand 
von mind. 300 m  eingehalten wird. 
Die Korridore im Bereich der Rodungsinseln, außerhalb vom Waldbereich, werden 
als nicht überbaubare Flächen dargestellt.  
 
Beschluss:  13 : 2 
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Nord-Umfahrung Aying 
Die Nordumfahrung ist im Staatsstraßenausbauplan als ein Projekt enthalten und 
wird von der zuständigen Behörde weiterverfolgt. Nachdem die Gemeinde für die 
große Ortsumfahrung im Westen eine andere Trassenführung bevorzugt, als im 
Staatsstraßenausbauplan festgehalten, wird nur noch diese als Hinweis im Flächen-
nutzungsplan dargestellt. 
Dem Gemeinderat ist bekannt, dass Nordumfahrung nach wie vor mit einer Dring-
lichkeitsstufe 2 im Staatsstraßenausbauplan enthalten ist und nach wie vor gesondert 
über ein straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahren umgesetzt werden kann.  
Nach eingehender Diskussion (u.a. zu geringes Verkehrsaufkommen, mangelnde 
Akzeptanz der Nutzer aus dem Bereich EBE) entscheidet sich der Gemeinderat für 
die Herausnahme des Korridores für die Nordtangente, aus dem Flächennutzungs-
plan. 
 
Beschluss:  9 : 6 
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Andreas Wolf (Dammweg 1, 26.11.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Zu B 1.2 
In der Begründung wird die gültige Karte des Regionalplans dargestellt. Der Regio-
nalplan wird derzeit fortgeschrieben. Falls der Regionalplan vor Fertigstellung des 
Flächennutzungsplans in Kraft tritt, werden die Planunterlagen entsprechend überar-
beitet. Bis dahin bleibt es bei der Darstellung in der Begrünung. Zur Verdeutlichung, 
dass die Entwicklungsachse und der verdichtete Raum nicht mehr gelten wird ein 
Kasten auf der Karte ergänzt, in dem nochmals neben der Begründung im Text auf 
diesen Sachverhalt hingewiesen wird. Wie in der Begründung richtig erläutert wird, 
soll im ländlichen Raum eine Entwicklung stattfinden, die auf die naturräumlich-
landschaftliche, siedlungsstrukturelle und kulturelle Eigenart Rücksicht nimmt (siehe 
Kapitel B 1.2 Seite 10). 
Für die Neuausweisung von Wohn- und Gewerbegebieten sind folgende Grundsätze 
zu berücksichtigen: 

Auf die Ausweisung und Bereitstellung von ausreichendem Wohnbauland und eine be-

darfsgerechte jährliche Bereitstellung von Wohnraum soll hingewirkt werden.  

RP G II 5.1.1  

Eine ausgewogene gewerbliche Siedlungstätigkeit soll eine vielfältige Betriebsgrößen-, 

Branchen- und Arbeitsplatzstruktur ermöglichen, die Anpassung der Wirtschafts-

unternehmen an sich wandelnde Anforderungen erleichtern und zur nachhaltigen Sicherung 

von Industrie- und Gewerbegebieten beitragen. RP G II 5.2.1  

 
Zu C.2 Natur und Landschaft 
Die aufgezeigten Lücken der zu erhaltenden Waldrandbereiche liegen darin begrün-
det, dass dort derzeit kein explizit erhaltenswerter Waldrand vorliegt. Im Bericht ist 
bereits verbal beschrieben, dass grundsätzlich alle Waldränder für eine Erweiterung 
des Ausgleichsflächenangebots geeignet sind, sei es im Sinne einer Optimierung 
bestehender gut entwickelter Waldränder oder Entwicklung, Umbau von defizitären 
Waldrändern. Die im FNP-Entwurf dargestellten zu erhaltenden und zu entwickeln-
den Waldrandbereiche sind insofern als notwendige Maßnahmen zu verstehen, wel-
che sich besonders für eine Darstellung im FNP eignen.  
Die vorgeschlagenen Bereiche sind, v.a. im Sinne einer Biotopvernetzung, selbstver-
ständlich auch als positiv und sinnvoll zu werten.  
Bisher wurde jedoch auf Basis der Ortsteilveranstaltungen und Bürgerwerkstatt zu-
gunsten der Landwirtschaft auf diese Fläche verzichtet und die Hauptflächen für AE-
Flächen in die Waldränder und wichtige Biotopbereiche verlagert. Der Vorschlag zur 
Aufnahme des Rabenfelds als Schutz bestehender Biotope wird zugunsten der 
Landwirtschaft abgelehnt (siehe Beschluss zum Themenbereich „Vorrangige Such-
fläche für Ausgleichsflächen“).  
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Es wurde ein landwirtschaftlicher Mehrzweckbetrieb südlich von Kaltenbrunn geneh-
migt, der jedoch noch nicht in der DFK enthalten ist. Die DFK wird zu jedem Verfah-
rensschritt aktualisiert. 
Der Aufnahme des Gebiets im Herrenholz als „Vorschlag zur Erweiterung NSG laut 
ABSP“ steht entgegen, dass die Schutzgebietsvorschläge vom ABSP übernommen 
wurden. Das hier benannte Gebiet ist dort nicht aufgeführt. Die dargestellten Schutz-
gebietsvorschläge sind folglich nachrichtlicher Art und keine Vorschläge des Land-
schaftsplaners. Besondere Artenvorkommen sind dort nicht bekannt. 
Es erfolgt eine Ergänzung der angesprochenen Waldränder mit der Signatur Wald-
randaufbau/ -umbau. Die Flurbezeichnungen werden korrigiert bzw. ergänzt. 
 
Zu C.4 Verkehr 
Die Planung von Staatsstraßen obliegt dem Freistaat Bayern. Die Staatlichen Bau-
ämter sind die Träger der Fachplanung und übernehmen die Prüfung der Erforder-
lichkeit und die Planung der Trassenführung. Weder das Landesentwicklungspro-
gramm noch der Regionalplan treffen Aussagen zu möglichen Ortsumfahrungen auf 
der Ebene der Staatstraßen. Im 7. Staatsstraßenausbauplan sind drei Ortsumfahrun-
gen mit der Dringlichkeit Stufe 2 enthalten. Die Erforderlichkeit für eine Umfahrung 
wird somit von der zuständigen Fachbehörde bestätigt. Die genaue Trassenführung 
wird im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens mit der Gemeinde Aying abge-
stimmt.  
Mit der hinweislichen Darstellung eines Korridors für eine Ortsumfahrung wird inso-
fern die Fachplanung bestätigt und es wird dafür gesorgt, dass auch zukünftig genü-
gend Flächen für die Suche nach der besten Trassenführung zur Verfügung stehen. 
Der Korridor wurde über mehrere Jahre intensiv mit den Bürgern und zuletzt im Ge-
meinderat diskutiert, von einer „jetzt eilig eingetragenen Trasse“ kann nicht die Rede 
sein. Sobald eine landkreisübergreifende Planung zu dem Ergebnis kommt, dass es 
keiner Ortsumfahrung mehr in Aying bedarf, bleibt die darunter liegende Nutzung 
unberührt und der jetzt hinweislich eingetragene Korridor hat keinen Schaden ange-
richtet. 
Gerade mit Blick auf eine unerwünschte Zerschneidung der Rodungsinsel wird nun 
eine Variante präferiert, die durch den Wald führt und zu einer möglichst geringen 
zusätzlichen Zerschneidung der Rodungsinsel führt.  
Die Entwicklung der Region und des Ortes Aying wird eine Steigerung des Verkehrs-
aufkommens mit sich bringen. Zum Schutz der Ortschaften kann es in Zukunft not-
wendig sein, die vorhandenen Staatsstraßen, die durch Dürrnhaar, Aying, Peiß, 
Göggenhofen und Großhelfendorf führen, zu entlasten und eine Ortsumfahrung um-
zusetzen. Dabei geht es sowohl um eine gerechte Abwägung der Belange von Natur 
und Landschaft als auch der Belange des Immissionsschutzes. Wenn die gesetzlich 
vorgegebenen Richtwerte nicht mehr eingehalten werden können, hält sich die Ge-
meinde die Option offen, zugunsten der Einwohner eine Ortsumfahrung umzusetzen. 
Dabei sind im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens die Eingriffe in die Schutzgü-
ter Wasser, Klima und Luft, Kultur sowie die Naherholung und den Lärm zu wenn 
möglich zu vermeiden bzw. möglichst gering zu halten und die erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen zu ermitteln.  
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Es ist richtig, dass zum derzeitigen Zeitpunkt eine Umgehung das Einkaufszentrum in 
Großhelfendorf beeinträchtigen könnte. Deshalb und mangels der rechtlichen Grund-
lage dafür (rechtskräftiges Planfeststellungsverfahren), stellt der Flächennutzungs-
plan für die nächsten 10 Jahre auch keine Ortsumgehung dar. Bis dahin wird die Be-
völkerung entsprechend gestiegen sein und der Einkaufsmarkt wird weniger auf 
Kunden aus der Region angewiesen sein.  
Erst wenn die Verkehrsbelastung durch den überörtlichen Verkehr überhandnimmt 
und der örtliche Verkehr massiv behindert wird bzw. die Belastung der ortsansässi-
gen Bevölkerung zu hoch wird, ist an eine Ortsumgehung zu denken. Dabei wird si-
cherlich die Entlastung der betroffenen Bevölkerung mit der Belastung neuer Be-
troffener gegenübergestellt. Nur eine deutliche Entlastung gerechtfertigt eine neue 
Belastung an anderer Stelle. 
Das Bodendenkmal Nr. 59 liegt nicht im Korridor für die Umgehungsstraße; aber rich-
tig, Nr. 146 wurde übersehen und wird ergänzt. Der herauszulesende Wille zu mehr 
Darstellung von landschaftsplanerischen Flächen und AE-Flächen wird begrüßt. Der 
Begriff Mindestmaß bei den in Bezug auf die Landschaftsplanung dargestellten Flä-
chen bezieht sich hier allerdings auf die landschaftsplanerischen Maßnahmenflächen 
unabhängig von der geplanten Bebauung. In Bezug auf den Ausgleichsflächenbedarf 
für die angedachten Planungen ist der dargestellte Flächenpool auch für evtl. Umge-
hungsstraßen mit den landschaftsplanerischen Maßnahmenflächen ausreichend. 
(siehe Beschluss zum Themenbereich „Ortsumgehungen“). 
 
 
Ein „Wasserschutzwald“ ist in der aktuellen Waldfunktionskarte nicht mehr darge-
stellt; die dortigen Darstellungen beschränken sich auf Wasserschutzgebiete. 
Zu D 1.2 Arrondierungen und Umnutzungen sowie D 1.3 Wohnen 
Ortsteil Aying 
Wie der Begründung unter C 3.3 entnommen werden kann ist die Bevölkerungsent-
wicklung auf Zuzug angewiesen. Die Altersstruktur ist in Neubaugebieten jünger als 
der Altersdurchschnitt der Gemeinde und sorgt dafür, dass die soziale Infrastruktur 
wie Kindertagesstätten und Grundschule mittel- bis langfristig ausgelastet ist. 
Es wird mit einem Zuwachs von insgesamt 1200 Einwohnern im Zeitraum zwischen 
2015 und 2030 gerechnet. Das Nachverdichtungspotenzial verfügt lediglich über Flä-
chenreserven für ca. 1.000 Einwohner. Zudem haben die Erfahrungen der letzten 
Jahre gezeigt, dass die Baulücken nie zu 100% umgesetzt werden. Der Flächennut-
zungsplan geht dementsprechend davon aus, dass erfahrungsgemäß 60% über 
Nachverdichtung im Innenbereich und ca. 40% über neue Baugebiete hinzukommen.  
Nachdem die Gemeinde keinen Einfluss auf die Innenentwicklung hat, stehen ihr nur 
die neu dargestellten Wohnbauflächen für eine Steuerung der städtebaulichen Ent-
wicklung zur Verfügung. Falls sich herausstellen sollte, dass das vorhergesehene 
Wachstum tatsächlich allein über eine Nachverdichtung abgedeckt wird, besteht sei-
tens der Gemeinde kein Erfordernis für eine Angebotsplanung mit Bebauungsplan 
auf landwirtschaftlichen Flächen.  
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Falls aber über die Innenentwicklung kein Wachstum erfolgt, hätte die Gemeinde die 
Möglichkeit, Baurecht zu schaffen, welches bei der derzeitigen Wohnungssituation 
auch kurzfristig zu mehr Bewohnern führt. 
Die dargestellten Baugebiete sind Ergebnis einer Standortuntersuchung. Die ange-
sprochene Fläche W4 ist aus fachplanerischer Sicht am besten geeignetste. Sie liegt 
im Hauptort Aying in unmittelbarer Nähe zur S-Bahn sowie den sozialen Infrastruk-
tureinrichtungen. Da bereits andere Flächen kurzfristig entwickelt werden, kann die 
Gemeinde hier je nach Bedarf tätig werden. Nachdem über den Bebauungsplan Nr. 
31 bereits Baurecht geschaffen worden ist, wird diese Fläche nicht weiter als zu ent-
wickelnde Fläche angesehen. Es wird davon ausgegangen, dass diese für die Ent-
wicklung im Zeithorizont des Flächennutzungsplans nicht mehr zur Verfügung steht, 
sodass die Fläche in Aying Süd unabdingbar ist. Außerdem ist dies die einzige Ent-
wicklungsfläche für den Hauptort Aying.  
Der Gemeinde stehen folgende Wohnflächen in Wohn- und Mischbauflächen für ca. 
450 Einwohner zur Verfügung: 
Wohngebiete: 

 Dürrnhaar Süd (W2: ca. 1,1 ha für ca. 110 Einwohner) BP 34 in Aufstellung) 

 Aying Süd (W4: ca. 0,7 ha für ca. 50 Einwohner 

 Großhelfendorf Nord (W6: ca. 0.9 ha für ca. 60 Einwohner 

 Großhelfendorf West (W11: ca. 3,1 ha für ca. 140 Einwohner BP 33 in Aufstel-

lung 

Mischgebiete: 

 Dürrnhaar Nord (M1: ca. 1,1 ha für ca. 60 Einwohner) 

 Graß Süd (A 23: ca. 0,2 ha für ca. 10 Einwohner) 

Diese decken den benötigten Bedarf für den Zeithorizont des Flächennutzungsplans 
nicht ganz ab. Die Gemeinde geht davon aus, dass die übrigen 50 Einwohner im In-
nenbereich in den noch nicht ausgeschöpften Flächenreserven für 300 Einwohner 
unterkommen werden. Zudem kann es auch sein, dass die bei der ein oder anderen 
Mischbaufläche mehr als 50% als Wohnnutzung entwickelt wird.  
Deshalb wird an den oben genannten Wohnbauflächen festgehalten. 
 
Zu D 1.3 Mischflächen 
Bei der Unterbringung von 700 bis 750 Einwohnern im Rahmen der Nachverdichtung 
sind die vorhandenen Potenziale in gemischten Bauflächen berücksichtigt worden. 
Die dargestellten Entwicklungsflächen M 1 in Dürrnhaar Nord und Graß Süd (A 23) 
sind somit unabdingbar. Die Fläche in Graß wurde vom Landratsamt als Entwick-
lungsfläche eingestuft. Die neuen Mischbauflächen ergeben ein Potenzial von ca. 50 
bis 80 Einwohnern und ca. 40 bis 80 Arbeitsplätzen. 
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Zu D 1.5 Gewerbe 
Im Jahr 2016 betrug die Einwohnerzahl ca. 5.180. Wenn ca. 80 Einwohner jährlich 
bis 2030 hinzukommen, werden 2030 voraussichtlich ca. 6.300 Einwohner in Aying 
leben. Bei einer angesetzten Arbeitsplatzdichte von 300/1000 Einwohnern müsste es 
dann ca. 1890 Arbeitsplätze geben. Hiervon sind die bereits bestehenden Arbeits-
plätze (1284 im Jahr 2016) abzuziehen. Dann verbleiben aktuell noch ca. 600 bis 
650 Arbeitsplätze, die es neu zu schaffen gilt.  
In den vorhandenen Baurechtspotenzialen könnten ca. 450 bis 500 Arbeitsplätze 
umgesetzt werden. Es wird hier davon ausgegangen, dass nur die Hälfte bis 2030 
über Nachverdichtungen in Gewerbe- und Mischbauflächen realisiert werden. Somit 
verbleiben noch ca. 350 bis 400, die über Entwicklungsflächen geschaffen werden 
müssen.  
Für die Gewerbefläche in Dürrnhaar laufen bereits Gespräche mit der Firma Ganser, 
die den Hauptfirmensitz nach Dürrnhaar verlegen will. Die verringerte Gewerbefläche 
wird voraussichtlich vollständig für die Betriebsverlagerung der Fa. Ganser erforder-
lich sein, so dass nur noch die Gewerbeflächen in Aying Nord und Göggenhofen mit 
einem Potential von ca. 250 bis 350 Arbeitsplätzen zur Verfügung stehen. Die bishe-
rigen Gewerbeflächen werden demnach vollumfänglich gebraucht und können nicht 
weiter reduziert werden. Die Gemeinde hat sich deshalb dazu entschlossen eine wei-
tere Gewerbefläche im Anschluss an das bestehende Gewerbegebiet in Großhelfen-
dorf westlich der S-Bahn noch für die noch benötigten 50 bis 100 Arbeitsplätze mit 
aufzunehmen. Damit stehen der Gemeinde folgende Gewerbeflächen in Gerwebe-
bau- und Mischbauflächen für ca. 350 bis 400 Einwohner zur Verfügung: 
Gewerbegebiete: 

 Aying Nord (G4/5: ca. 5,9 ha für ca. 240 Arbeiter) 

 Göggenhofen Nordost (G 10: ca. 0,9 ha für ca. 50 Arbeiter) 

 Großhelfendorf West (G neu: ca. 1,2 ha für ca. 60 Arbeiter) 

Mischgebiete: 

 Dürrnhaar Nord (M1: ca. 1,1 ha für ca. 60 Arbeiter) 

 Graß Süd (A 23: ca. 0,2 ha für ca. 10 Arbeiter) 

Nachdem die Gemeinde keinen Einfluss auf die Innenentwicklung hat, stehen ihr nur 
die neuen Gewerbebauflächen für eine Steuerung der städtebaulichen Entwicklung 
zur Verfügung. Da absehbar ist, dass das vorhergesehene Wachstum nicht allein 
über eine Nachverdichtung abgedeckt werden kann, besteht seitens der Gemeinde 
ein Erfordernis für eine Angebotsplanung mit Bebauungsplänen bei den neuen Ge-
werbeflächen.  
Deshalb wird an den oben genannten Gewerbeflächen festgehalten und diese noch 
durch die Gewerbefläche in Großhelfendorf West ergänzt. 
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Zu D.4 Verkehr  
Im Flächennutzungsplan können keine Ampeln oder Querungshilfen dargestellt wer-
den. Erst im Rahmen der verbindlichen Bauleitplanung und Ausführungsplanung 
können detailliertere Angaben zum erhöhten Verkehrsaufkommen ermittelt und ent-
sprechende Querungshilfen bzw. Signalanlagen geplant werden. Die Gemeinde plant 
derzeit eine Querungshilfe an der Einmündung der Kirchfeldstraße mit der Ayinger 
Straße. Sobald der Radweg von Faistenhaar fertiggestellt ist, wird nochmals ein An-
trag auf eine Signalanlage in Dürrnhaar an der Einmündung St 2078 und Egmatinger 
Straße gestellt. 
Die hinweisliche Darstellung des Korridors wiederspricht nicht den Zielen des Flä-
chennutzungsplans, der darunter nach wie vor die derzeit angestrebte land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung darstellt. Es bedarf keiner Ermittlung des Ausgleichsbe-
darfs, der Umweltbericht wird diesbezüglich angepasst. 
 
Beschluss: 
Soweit die Bereiche Wohngebiete, Gewerbegebiete und Mischgebiete betroffen sind, 
wird auf die Abwägungen zu den verschiedenen Gebieten bzw. Orten verwiesen. 
Soweit es um die Bereiche Verkehr und Ortsumgehungen geht, wird auf die Abwä-
gungen zu diesen Fachthemen verwiesen. 
Soweit es die Bereiche Natur und Landschaft betrifft werden folgende Beschlüsse 
gefasst: 
 

Ergänzung des Waldrand- Um- und Aufbaus 
 
Bei folgenden vier Bereichen wird die entsprechende Signatur ergänzt: 
Waldrand südlich von Großhelfendorf 
Waldrand nördlich von Neugöggenhofen 
Waldrand Sixtenwinkel 
Waldrand südwestlich von Kleinhelfendorf 
 
Beschluss:  14 : 1 
 
 

Vorrangige Suchfläche für Ausgleichsflächen 
 
Die vorgeschlagene Ergänzung einer Biotopvernetzung des nördlich des Ayinger 
Sportplatzes gelegenen Rabenfeldes erhält mit 5 : 10 Stimmen nach eingehender 
Diskussion keine Mehrheit und ist somit abgelehnt. 
 
Beschluss:  5 : 10 
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Philipp Wolf (Kleinhelfendorf 21, 01.11.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die Gemeinde stimmt mit der allgemeinen Vorbemerkung überein.  
Die Anregungen und Bedenken werden wie folgt berücksichtigt: 
1) bis 4) und 18), 20), 21) Die Planung von Staatsstraßen obliegt dem Freistaat Bay-
ern. Im 7. Staatsstraßenausbauplan sind drei Ortsumfahrungen mit der Dringlichkeit 
Stufe 2 enthalten. Die Erforderlichkeit für eine Umfahrung wird somit von der zustän-
digen Fachbehörde bestätigt. Die genaue Trassenführung wird im Rahmen des Plan-
feststellungsverfahrens mit der Gemeinde Aying abgestimmt.  
Mit der hinweislichen Darstellung eines Korridors für eine Ortsumfahrung wird inso-
fern die Fachplanung bestätigt. Nachdem die Gemeinde für die große Ortsumfahrung 
im Westen eine andere Trassenführung bevorzugt, als im Staatsstraßenausbauplan 
festgehalten, wird nur noch diese als Hinweis im Flächennutzungsplan dargestellt. 
Damit der Korridor auch langfristig für Trassenalternativen zur Verfügung steht, wird 
zusätzlich eine von der Bebauung freizuhaltende Fläche auf den landwirtschaftlichen 
Flächen im Bereich des Korridors dargestellt. Für den Zeithorizont des Flächennut-
zungsplans geht die Gemeinde davon aus, dass das vorhandene Straßennetz in 
Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf ausreicht.  
Die hinweisliche Darstellung des Korridors wiederspricht nicht den Zielen des Flä-
chennutzungsplans, der darunter nach wie vor die derzeit angestrebte land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung darstellt. Im Falle einer Umsetzung Die Gemeinde wird 
sich gerne mit den Nachbarkommunen abstimmen. 
zu 3) 
Eine Bilanzierung der Eingriffe wird in einem separaten Planfeststellungsverfahren 
vorgenommen. Unabhängig davon wurde der Ausgleichsflächenbedarf bereits grob 
abgeschätzt mit einem Faktor von 1.  
a) Es wurden alle Schutzgüter berücksichtigt. Das neu hinzugekommene Schutzgut 
Fläche wird im Entwurf nochmals explizit behandelt, wurde jedoch im Zusammen-
hang mit dem Schutzgut Boden (Versiegelung) bereits betrachtet. 
b) Ausgleichsflächen bedeuten nicht zwangsläufig eine hochwüchsige Gehölz-
Bepflanzung. Es sind zahlreiche Flächen innerhalb der Rodungsinseln vorhanden (z. 
B. Feuchtflächen) welche als AE-Flächen hergenommen werden können. Es wäre 
denkbar, die Waldränder zu optimieren, ggf. neue Waldränder vorzulagern oder so-
gar innerhalb der Wälder entlang der neu entstandenen Schneisen gestufte Laub-
waldränder mit Säumen zu schaffen. Sofern optimiert wie im Umweltbericht be-
schrieben (30 m Gesamtbreite), würden die Waldränder der Rodungsinseln nach ak-
tuellem Stand der Planung voraussichtlich bereits von der Fläche her ausreichen, um 
den Ausgleichsbedarf zu decken. Da größere betroffene Bereiche Bannwald sind, 
wären diese voraussichtlich entsprechend tatsächlich neu anzupflanzen. Hierzu 
könnten Bereiche mit monotonen Fichtenwaldrändern genutzt werden, um dort neue 
Laubmischbestände vorzulagern. Gerade an den nördlichen Waldrändern von Aying 
wäre dies sinnvoll.  
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Somit bliebe der Charakter der Rodungsinsel weitgehend unbeeinträchtigt. Ebenso 
könnte der Bereich der zu einem Forstweg zurückgebauten Staatsstraße 2078 zwi-
schen Aying und Dürrnhaar Bestandteil des Bannwaldes werden. 
5) Die Rechtsverordnungen können bei der Unteren Naturschutzbehörde angefordert 
werden.  
6) Eine detaillierte Planung der Trasse wird im Planfeststellungsverfahren erfolgen. 
7) bis 9) Eine Verkehrsprognose für die nächsten 20 bis 40 Jahre geht weit über den 
Planungshorizont des Flächennutzungsplans hinaus, auch Gutachten können einen 
solchen Zeithorizont nur vage erfassen. Die Verkehrsprognose von Prof. Kurzack aus 
dem Jahre 2014 stellt eine Prognose bis 2030 an, welche im Flächennutzungsplan 
berücksichtigt worden ist. (siehe Kapitel C 4 und D 4) 
10) Die Entwicklung der Region und des Ortes Aying wird eine Steigerung des Ver-
kehrsaufkommens mit sich bringen. Zum Schutz der Ortschaften kann es in Zukunft 
notwendig sein, die vorhandenen Staatsstraßen, die durch Dürrnhaar, Aying, Peiß, 
Göggenhofen und Großhelfendorf führen, zu entlasten und eine Ortsumfahrung um-
zusetzen. Dabei geht es sowohl um eine gerechte Abwägung der Belange von Natur 
und Landschaft als auch der Belange des Immissionsschutzes. Wenn die gesetzlich 
vorgegebenen Richtwerte nicht mehr eingehalten werden können, hält sich die Ge-
meinde die Option offen, zugunsten der Einwohner eine Ortsumfahrung umzusetzen. 
Dabei sind im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens die Eingriffe in die Schutzgü-
ter Wasser, Klima und Luft, Kultur sowie die Naherholung und den Lärm zu wenn 
möglich zu vermeiden bzw. möglichst gering zu halten und die erforderlichen Aus-
gleichsmaßnahmen zu ermitteln.  
11) Auf den Veranstaltungen zur Zieldiskussion wurden viele Ideen für eine Stärkung 
des ÖPNV festgehalten. Nicht alle können im Flächennutzungsplan dargestellt wer-
den. Dennoch wurden einige Zielsetzungen im Flächennutzungsplan aufgenommen 
(siehe Kapitel D4):   

 Vorhaltung von Flächen für den zweigleisigen S-Bahnausbau. 

 Kurzfristige Umsetzung der Westumfahrung von Dürrnhaar. 

 Mittel- bis langfristiger Bau der Ortstangente nördlich von Aying sowie der großen 

Ortsumfahrung Aying, Großhelfendorf, Peiß und Göggenhofen  

 Entlastung des innerörtlichen Verkehrs sowie Förderung der Vernetzung der 

verschiedenen Verkehrsarten durch   

 den Ausbau des P&R- sowie Bike&Ride-Angebotes an den S-Bahnhaltestellen 

einschließlich der Bereitstellung von Mieträdern/ E-Bikes 

 die Einrichtung eines Bürgerbusses zu den kleineren Ortsteilen im Außenbereich 

 eine höhere Taktfrequenz 

 ein Tempolimit innerorts. 

 Ausbau der Geh- und Radwege entlang der Kreis- und Staatsstraßen 

 Ausbau und Beschilderung überörtlicher Radwegeverbindungen 

 Erhöhung der Sicherheit für Rad- und Fußwege (z.B. Beleuchtung, eigene Fahrstreifen, 

Querungen) 
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Im Plan selbst sind Flächen für Park&Ride und Bike&Ride an den S-Bahnhaltestellen 
aufgenommen worden. Zudem wird ein Korridor für einen zweigleisigen S-
Bahnausbau aufgenommen, der den Charakter eines Hinweises hat. Denn auch hier 
ist nicht die Gemeinde sondern das Eisenbahnbundesamt für einen evtl. Gleisausbau 
zuständig. Zusätzlich eine von der Bebauung freizuhaltende Fläche auf den landwirt-
schaftlichen Flächen im Bereich des Korridors dargestellt. 
12) Es ist richtig, dass zum derzeitigen Zeitpunkt eine Umgehung das Einkaufszent-
rum in Großhelfendorf beeinträchtigen könnte. Deshalb und mangels der rechtlichen 
Grundlage dafür (rechtskräftiges Planfeststellungsverfahren) stellt der Flächennut-
zungsplan für die nächsten 10 Jahre auch keine Ortsumgehung dar. Bis dahin wird 
die Bevölkerung entsprechend gestiegen sein und der Einkaufsmarkt wird weniger 
auf Kunden aus der Region angewiesen sein. Die Wertigkeit der Rodungsinseln wur-
de sehr wohl berücksichtigt, v.a. in Bezug auf das Landschaftsbild - siehe hierzu v.a. 
die Themenkarten 6 und 7 des Umweltberichts und die jeweiligen Kapitel.  
13) Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz des Bodens und der reliefbedingten 
landschaftlichen Eigenart westlich von Aying sind im Rahmen der 4. Änderung des 
FNP bzgl. des Kiesabbaus als Ausgleichsmaßnahmen festgelegt worden. Sie können 
nicht einfach auf allen landwirtschaftlichen Flächen dargestellt werden, weil dies evtl. 
bei einer intensiven landwirtschaftlichen Nutzung diese zu sehr beeinträchtigen wür-
de.  
14) Der Korridor wird hier auf Anregung des Landschaftsplaners um 50 m weiter 
nach Osten verschoben, damit der landschaftsbildprägende Waldrand bei einer evtll. 
Ortsumfahrung erhalten bleiben kann. 
15) Im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens wird eine genaue Ausführung der 
Kreuzung mit untersucht. 
16) Aktuell befindet sich kein kartiertes Biotop im Bereich der Vorbehaltsfläche Kie-
sabbau. Es ist richtig, dass dort ehemals (letzter bekannter Stand 2001), nördlich 
entlang des Vorbehaltsgebiets ein Biotop bestanden hat, die richtige Nummer lautet 
8036-0069-003. Wann dieses entfernt wurde, ist nicht bekannt. Aktuell befindet sich 
westlich entlang der Vorbehaltsfläche eine junge Baumreihe, welche allerdings stark 
geschädigt ist vom stets angreifenden Westwind. Die für den Kiesabbau angelegte 
Ausgleichsfläche entlang der M 14 müsste bei Betroffenheit entsprechend ersetzt 
werden. 
Leider ist vielfach (nicht nur in der Gemeinde Aying) zu beobachten, dass Biotope 
entfernt werden. So etwa die Hecke 8036-0069-01 nordwestlich von Dürrnhaar in 
jüngster Zeit. Hier ist die Gemeinde und Bevölkerung vor Ort gefragt, ein waches Au-
ge zu haben und ggf. selbständig für Ersatz zu sorgen. Hierzu sollen die Darstellun-
gen des FNP und Umweltberichts (Themenkarten) dienen, um wertvolle Elemente 
herauszustellen und für deren Erhalt zu sensibilisieren. 
Ein Hinweis, dass benannte Biotope real nicht mehr vorliegen, wird im Anhang des 
Umweltberichts (Tabelle 4) ergänzt. Bis zu einer Aktualisierung der Daten durch das 
Landesamt für Umwelt werden die amtlichen Daten, wenngleich nicht aktuell, nach-
richtlich weiterhin so geführt. 
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17) und 19) Die Ausbaustufe ist nicht festgehalten. Die Gemeinde würde den Ver-
bleib eines Radschnellweges befürworten. Die Erschließung des Waldes und der 
anliegenden Felder sowie der Straßen Mitterweg und die M8 und der Umgang mit 
dem Wasserschutzgebiet sind im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zu klären.  
22) Gemäß mehrheitlichem Beschluss des Gemeinderates wird die Umfahrung Aying 
Nord nicht mehr im Flächennutzungsplan dargestellt. 
23) Die Anregung wird im Rahmen der konkreten Ausführungsplanung für den Kreis-
verkehr berücksichtigt. 
zu 24) Für die Haselmaus gibt es in Aying derzeit keine Nachweise (vgl. ASK im An-
hang), diese könnte jedoch tatsächlich im Gemeindegebiet vorkommen. Bei der Be-
trachtung der Umgehungsstraßen wurde im Umweltbericht auf die Notwendigkeit von 
entsprechenden Erhebungen und artenschutzrechtlichen Prüfungen verwiesen. Dies 
ist im Rahmen des FNP für die Umgehungsstraßen nicht leistbar und daher auch 
nicht üblich. Die Umgehungsstraßen werden in einem separaten Planfeststellungs-
verfahren behandelt.  
 
Soweit die Bereiche Wohngebiete, Gewerbegebiete und Mischgebiete betroffen sind, 
wird auf die Abwägungen zu den verschiedenen Gebieten bzw. Orten verwiesen. 
Soweit es um die Bereiche Verkehr, Ortsumgehungen und Kieskonzentrationsflächen 
geht, wird auf die Abwägungen zu diesen Fachthemen verwiesen. 
Soweit es die Bereiche Natur und Landschaft betrifft, wird auf die Beschlüsse zur 
Stellungnahme Andreas Wolf verwiesen. 
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Abwägung der Stellungnahmen der Behörden und Träger 
öffentlicher Belange 

 
Stellungnahme ohne Einwände oder Bedenken 

Folgende Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange haben mitgeteilt, dass 
weder Anregungen noch Bedenken vorgebracht werden: 

 Regierung von Oberbayern – Bergamt Süd (06.11.2017) 

 Bayerische Staatsforsten (03.11.2017) 

 Amt für ländliche Entwicklung (13.11.2017) 

 Industrie und Handelskammer (08.11.2017) 

 Deutscher Wetterdienst (07.11.2017) 

 
Stellungnahmen mit Äußerung 

Folgende Behörden und Träger öffentlicher Belange haben eine Stellungnahme ab-
gegeben und wurden bei der Digitalisierung berücksichtigt: 

 

Regierung von Oberbayern – Höhere Landesplanung (27.11.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass ein Einverständnis mit den neu hinzugekom-
menen Umnutzungs-, und Arrondierungsflächen sowie den Entwicklungsflächen zum 
Wohnen, Gemeinbedarf, Sondergebieten und den Gewerbeflächen in Aying und 
Göggenhofen besteht. 
In Bezug auf die als kritisch erachtete gewerbliche Entwicklungsfläche im Norden von 
Dürrnhaar wird auf die Stellungnahme vom Regionalen Planungsverband verwiesen. 
Demnach kann an der bisher vorgenommenen Darstellung festgehalten werden. Die 
dargestellte Fläche stellt aus Sicht der Regionalplanung den absoluten Endstand dar, 
eine weitere Entwicklung nach Norden oder Osten soll nicht weiter angestrebt wer-
den.  
Es liegen bereits Abbaugenehmigungen vor, die sich bis an den südlichen und west-
lichen Rand der Kieskonzentrationszone erstrecken. Dabei wurden bereits die Be-
langen von Natur -, Landschafts- und Immissionsschutz sowie der Wasserwirtschaft 
geprüft. Deshalb wird im Rahmen der Flächennutzungsplanung davon ausgegangen, 
dass hier auch weiteren zukünftigen Abbauvorhaben nichts im Wege stehen wird. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Regierung von Oberbayern – Höhere Naturschutzbehörde (27.11.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
 
Eine Abschätzung möglicher artenschutzrechtlicher Verstöße wurde im Umweltbe-
richt in Kap. A 2.1 (Bewertung der einzelnen konkreten Planungen) bereits vorge-
nommen, mit dem Ergebnis, dass auf Grundlage der vorliegenden Informationen / 
durchgeführten Potentialanalyse keine Verstöße vorliegen, andernfalls wäre dies bei 
den jeweiligen Planungen dargelegt worden. 
Im Kapitel A.2.7.2 (Schwierigkeiten und Hinweise auf fehlende Kenntnisse) wurde 
hinsichtlich der Ortsumgehungen auf die Notwendigkeit von entsprechenden Erhe-
bungen und einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung hingewiesen. 
Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist nach Rücksprache mit der Regierung 
und Erläuterungen zum Entwurf des Umweltberichts nicht erforderlich. 
Zur Klarstellung wird im Umweltbericht am Ende des Kapitels A 2.1 ein Fazit formu-
liert, worin positiv ausgeführt wird, dass durch die gegenständlichen, beurteilten Pla-
nungen zu den Baugebieten voraussichtlich keine artenschutzrechtlichen Verbotstat-
bestände ausgelöst werden. 
Der Hinweis auf die Ortsumfahrung wird zur Kenntnis genommen. Es ist allerdings 
möglich, hinweislich einen Korridor darzustellen, innerhalb dessen nach Alternativen 
gesucht werden kann. Für die Zukunft soll - wenn möglich - ein Korridor von Außen-
bereichsvorhaben freigehalten werden. Zur Unterstreichung werden im Außenbereich 
mit landwirtschaftlicher Nutzung von der Bebauung freizuhaltende Flächen darge-
stellt, damit die langfristige Ortsplanung bzgl. evtl. Ortsumfahrungen gewährleistet 
werden kann. Der Korridor wird weitaus grober dargestellt, damit nicht der Eindruck 
entsteht, dass bereits eine Trasse feststünde. In der Begründung wird klargestellt, 
dass nicht der Flächennutzungsplan die Ortsumfahrung festlegt, sondern diese erst 
im Rahmen des gesonderten straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahrens erfolgt. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Landratsamt München, Bauen (30.11.2017) 
 
Erläuterungen des Planfertigers 
Zu 1. Legende 
Im BauGB wird für den Flächennutzungsplan keine abschließende Darstellung wie 
beim Bebauungsplan vorgesehen. Die Gemeinde hat die Möglichkeit die unter § 5 
Abs. 2 aufgelisteten Darstellungen zu ergänzen. Es erfolgt eine Überprüfung der 
Planzeichen und ggf. Ergänzung eines H für Hinweis. Eine Nummerierung der Plan-
zeichen sowie der Bauflächen wird nicht vorgenommen. Die in der Begründung ge-
nannten Flächen mit Nummerierungen sind den zugeordneten Ausschnitten sowie 
der im Anhang neu hinzugefügten Karte zur Standortuntersuchung nachvollzogen 
werden. 
Nachdem die Trassenführungen trotz Darstellung im 7. Staatsstraßenausbauplan 
noch nicht endgültig ist, wird nun ein breiterer Korridor dargestellt, in dem sich die 
Suche nach Alternativen aus Sicht der Gemeinde anbietet. Dabei wird darauf geach-
tet, dass der Korridor einen Abstand von mindestens 500 m zu den Ortschaften bzw. 
Weilern im Außenbereich einhält. Damit unterstreicht sie ihr langfristiges Ziel der 
Ortsplanung in Bezug auf mögliche Ortsumfahrungen. In der Begründung wird rich-
tiggestellt, dass mit der Darstellung des Korridors keine rechtlichen Auswirkungen auf 
die Beurteilung von Außenbereichsfällen verbunden sind.  
An der Darstellung von Einzelbäumen im FNP wird weiterhin festgehalten. Natur-
denkmäler sind oftmals Einzelbäume, welche sogar der nachrichtlichen Darstel-
lungspflicht unterliegen und im FNP auch nicht flächig dargestellt werden. Gerade 
besonders wertvolle Einzelbäume bedürfen einer Plandarstellung, da diese wesentli-
che Elemente des Landschaftsbilds sind und somit flächenhafte Wirkung entfalten. 
Es besteht kein sachlich-logischer Grund, gleichwertige Bäume die formal noch kein 
Naturdenkmal sind, nicht in gleicher Weise wie bestehende Naturdenkmale darzu-
stellen. Analoges gilt für anderweitig prägende wenngleich nicht zwingend natur-
denkmalwürdige Bäume sowie geplante Baumpflanzungen, welche landschaftsprä-
gende Gestaltung zum Ziel haben.  
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zu 2. Planzeichnung 
Die vorgeschlagenen Änderungen a) und c) werden in der Planzeichnung vorge-
nommen.  
b) 

   
Die Wohnbaufläche in Peiß wird auf die per rechtskräftigen Bebauungsplan umge-
setzte Wohnbebauung beschränkt. Alle anderen Flächen werden entsprechend den 
Darstellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplans als Mischbauflächen dar-
gestellt und bedürfen keiner Immissionsschutzmaßnahmen. 
 
Zu 3. Zur Planung 
Die neu hinzugekommenen Entwicklungsflächen einschließlich der vom Landratsamt 
als Neuausweisung eingestuften Arrondierungsflächen werden im Plan mit den Be-
zeichnungen der Standortuntersuchung versehen (z.B. W 2 oder A 9).  
a) Dürrnhaar 
Ein Bauvorbescheid vom 26.03.2012 (Architekt Paul Springer, Bauherr Brigitte 
Grünwalder) sieht für die Fläche 6 bereits den Neubau von 3 Einzelhäusern vor. Die 
9. Kammer des VG München hat am 13.07.2005 entschieden, dass diese Bauflä-
chen zum Innenbereich zählen (Aktenzeichen M 9 K 05.2514). Demnach besteht hier 
bereits ein Baurecht und es wird lediglich eine Anpassung des FNP vorgenommen.  

   
Die Fläche 10 wird in der Standortuntersuchung als Entwicklungsfläche für gemischte 
Nutzungen mit der Bezeichnung M 1 geführt und als solche auch in der Begründung 
im Kapitel D 1.4 aufgezeigt.   
 

M 
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b) Aying 
Fläche 1: 
Wie der Abbildung in der Begründung entnommen werden kann, wurde der westliche 
Teilbereich des Mischgebiets im Rahmen der 10. Änderung des Flächennutzungs-
plans weit über die Hälfte in ein allgemeines Wohngebiet umgewandelt. Die östlich 
des Mischgebiets von einer Grünfläche umgebende Wohnnutzung wurde im Zuge 
der 1. Berichtigung komplett in ein Wohngebiet umgenutzt. Die verbleibende Restflä-
che zwischen der 10. Änderung des FNP und der 1. Berichtigung ist richtigerweise 
erst im Rahmen der Neuaufstellung vom Mischgebiet in eine Wohnnutzung umge-
widmet worden. Hierbei wurde eine Anpassung der Nutzung an die im Bestand vor-
handene Wohnbebauung vorgenommen. Die Fläche wird im Kapitel 1.2 ergänzt.  
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Fläche 2:  
Wie in der Begründung dargelegt, wird im Flächennutzungsplan auf eine Differenzie-
rung zwischen GE, eGE oder GI verzichtet. Deshalb wird in der Planzeichnung für 
die im Rahmen der 10. Änderung des Flächennutzungsplans dargestellte einge-
schränkte Gewerbe die Signatur für Flächen mit Immissionsschutz ergänzt. Damit 
wird verdeutlicht, dass im Rahmen der nachfolgenden Bebauungsplanung besonders 
auf die Belange des Immissionsschutzes zur südlich angrenzenden Wohnnutzung 
Rücksicht zu nehmen ist. 

 
Fläche 8: 
Die neue Fläche für den Parkplatz wird im Umweltbericht ergänzt. 

  
Die Darstellung der Streuobstwiese in südöstlicher Mischbaufläche wird so abgeän-
dert, dass die zu erhaltenden Obstbäume weiterhin als Hinweis auf der Mischbauflä-
che dargestellt werden – wie in anderen Bereichen auch – und sich die vorgeschla-
gene Streuobstwiese auf die Grünfläche beschränkt. 
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c) Peiß 

   

 
Fläche 1: 
Aufgrund der von der Unteren Immissionsschutzbehörde angesprochenen Immissi-
onsschutzproblematik wird entsprechend des rechtswirksamen Flächennutzungs-
plans anstelle von Wohnbaufläche wieder Mischbaufläche dargestellt. Nur für den 
Bereich der 3. Berichtigung wird an der im Bebauungsplan Nr. 20) festgesetzten 
Wohnbebauung festgehalten. 
Fläche 2: 
Die Fläche wird im Umweltbericht behandelt.  

M 
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d) Großhelfendorf 

    
Fläche 1: 
Die Entwicklungsfläche M5 wird aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans 
herausgenommen. Sobald eine Genehmigung der 23. Änderung vorliegt, wird der 
Flächennutzungsplan angepasst bzw. berichtigt. 
Fläche 4: 
Aufgrund des Geruchsgutachtens (ACB- 1217-8087/03) und des im Entwurf vorlie-
genden Lärmgutachtens (ACB-1217-8087/04), die im Rahmen der 23. Änderung des 
FNP in Auftrag gegeben wurden, ist in diesem Bereich aufgrund der aktiven Land-
wirtschaft nach wie vor von einem Dorfgebiet auszugehen. Deshalb wird nun die Flä-
che 4 entsprechend der Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplans Nr. 1 
und der Darstellungen im rechtswirksamen Flächennutzungsplan wieder als Misch-
baufläche dargestellt. Der südlich angrenzende Gewerbebetrieb wird in die Misch-
baufläche mit einbezogen, weil hier von einem Innenbereich ausgegangen werden 
kann. Der westlich angrenzenden Landwirt wurde ausgesiedelt und verbleibt ent-
sprechend der Zielsetzung, landwirtschaftliche Hofstellen in ihrer Entwicklung nicht 
einzuschränken, im Außenbereich auf einer landwirtschaftlichen Fläche. Die Planun-
terlagen werden entsprechend angepasst.  
Fläche 7: 

   
Die Fläche sichert zur einen Hälfte den Bestand und bietet zur anderen Hälfte Erwei-
terungsflächen an. Die Erweiterungsfläche im Osten wird im Kapitel D 1.6 näher er-
läutert. Der vorhandene Kindergarten wurde am 11.10.2007 (Aktenzeichen 7.1.1-
011/07/0) vom Landratsamt genehmigt. In Bezug auf die vorhandene Gemeinbe-
darfsfläche erfolgt eine Ergänzung der Begründung unter 1.2.  
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e) Graß 

    
Die Abgrenzung des Innenbereichs (A 1) wird bei A 23 entsprechend der Fläche 2 
angepasst. Die Fläche 1 (A 22) muss aufgrund des Oberflächenwasserabflusses 
deutlich verkleinert werden. Beide Flächen werden als neu Darstellungen in der Be-
gründung und im Umweltbericht berücksichtigt. 

 
Zu 4. Begründung 
a) bis d) Die Änderungen in der Begründung werden berücksichtigt. W7 wurde im 
Umweltbericht nicht behandelt. Gegenstand der Betrachtungen war dort W6. Irrtümli-
cherweise wurde die Fläche dort mit W6/7 angesprochen. Im Umweltbericht wird die 
„/7“ redaktionell entfernt. Anderweitige Anpassungen sind hier nicht erforderlich. 
e) Zur besseren Nachvollziehbarkeit der nicht übernommenen Standortalternativen 
wird die Karte zur Standortuntersuchung als Anlage an die Begründung angefügt. 
f) Das Gewerbegebiet G 10 sowie der vorhandene Gewerbestandort werden mit ei-
ner Signatur für Flächen mit Immissionsschutz ergänzt. 
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Zu 5. Umweltbericht: 
a) 
Der Umweltbericht wird entsprechend der Novellen von Baugesetzbuch, Bundesna-
turschutzgesetz, Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz und Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz nochmals überprüft und wo nötig angepasst. 
Laut § 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB bezieht sich die Umweltprüfung bei Bauleitplänen „auf 
das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmetho-
den sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise 
verlangt werden kann.“  
Die in der Bauleitplanung zu berücksichtigenden Einzelaspekte gemäß Anlage 1/ 
(2)b), u. a. Abfall, sind pauschal für sämtliche Bauleitplanverfahren/ Planungsebe-
nen, also auch den viel konkreteren Bebauungsplan formuliert. 
Die beanstandeten fehlenden Angaben zu Art und Menge der erzeugten Abfälle und 
ihrer Beseitigung und Verwertung sind im Rahmen eines FNP jedoch nicht sinnvoll 
leistbar, da zu viele Variablen und Unbekannte existieren (Art des Gewerbes etc.).  
Nach § 2a Punkt 1 BauGB sind im Umweltbericht die wesentlichen Umweltauswir-
kungen zu berücksichtigen. Eine wesentliche Auswirkung des Flächennutzungsplans 
in Bezug auf Abfälle ist zum aktuellen Stand der Planung nicht erkennbar. Der Auf-
wand für eine diesbezügliche Abschätzung stünde in keinem Verhältnis zum Nutzen 
der gewonnenen viel zu groben Information. Aus diesem Grund wurden auf Ebene 
des FNP keine diesbezüglichen Angaben im Umweltbericht getätigt. Auf der folgen-
den Ebene des verbindlichen Bauleitplans, dem Bebauungsplan, werden diese be-
rücksichtigt.  
b) und c) Auf Flächennutzungsplanebene liegen wie beim Abfall keine konkreten Da-
ten zur genauen Einstufung des Ausgleichsfaktors vor. Deshalb wird wie bei der Er-
mittlung der Bauflächenpotentiale bzgl. des AE-Bedarfs eine Abschätzung durchzu-
führen, daher wurde auf die Differenzierung nach Einzelflächen in Form von Flä-
chenangaben im Umweltbericht verzichtet. 
Der Umweltbericht wird hinsichtlich der entsprechenden Formulierung nochmals 
überprüft und ggf. angepasst.  
d) Die Fassungsdaten werden vereinheitlicht. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Landratsamt München – Immissionsschutz (09.11.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die immissionsschutzfachlichen Belange werden für die genannten Bauflächen be-
rücksichtigt, soweit dies auf der Ebene des FNP leistbar ist (vgl. § 2 Abs. 4 Satz 3 
BauGB). Es erfolgt eine Ergänzung des Planzeichens für Lärmschutzmaßnahmen. 
Die Begründung und der Umweltbericht werden entsprechend überarbeitet.  
Dürrnhaar 

   
Aying 

  
Die Schutzabstände zu den Versorgungsleitungen werden im Plan bereits nachricht-
lich dargestellt. Die 20kV Hochspannungsleitung wird noch entsprechend den Anga-
ben der Bayernwerk Netz GmbH (27.11.2017) ergänzt. 
Peiß und Göggenhofen 

    
Die Wohnbaufläche wird auf die per rechtskräftigen Bebauungsplan umgesetzte 
Wohnbebauung beschränkt. Alle anderen Flächen werden entsprechend den Dar-
stellungen des rechtswirksamen Flächennutzungsplans als Mischbauflächen darge-
stellt und bedürfen keiner Immissionsschutzmaßnahmen. 

M 

M 
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Großhelfendorf 
 

  
Die Sportanlagen sind im Rahmen von Flächennutzungsplanänderungen 
hinzugekommen. Es werden mit der Neuaufstellung keine neuen geplant. Die erste 
Änderung des Flächennutzungsplans beinhaltet die Gemeinbedarfsflächen für Sport, 
Kindergarten und Feuerwehr nördlich der Glonner Straße. Hier wird eine Signatur für 
Lärmschutzmaßnahmen zur angrenzenden Wohnbebauung aufgenommen, so dass 
bei evtl. Nachverdichtungen der Immissionsschutz gesondert betrachtet werden 
muss. Für die letzten Ergänzungen neben dem großflächigen Einzelhandel wurden 
im Rahmen der 21. Änderung des Flächennutzungsplans eine schalltechnische 
Untersuchung vom Ingenieurbüro Müller BBM GmbH (Bericht Nr. M121268/01, 
12.06.2015) vorgenommen. Dementsprechend ist in der Neuaufstellung die Signatür 
für Lärmschutzmaßnahmen zur Wohnbebauung hin übernommen worden.  
Im Kapitel D.1.4. wird extra darauf hingewiesen, dass im Flächennutzungsplan alle 
bisherigen Dorf- und Mischgebiete als gemischte Bauflächen dargestellt werden. Je 
nachdem, ob sich in den Ortsteilen noch eine aktive Landwirtschaft befindet, lässt 
sich im Rahmen der nachfolgenden Bebauungsplanung aus den Darstellungen des 
FNP ein Mischgebiet oder Dorfgebiet herleiten. Es bedarf keiner Änderung der Dar-
stellung für die gemischt genutzten Bauflächen im Süden von Großhelfendorf 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Landratsamt München, Naturschutz (28.11.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Eine Abschätzung möglicher artenschutzrechtlicher Verstöße wurde im Umweltbe-
richt in Kap. A 2.1 (Bewertung der einzelnen konkreten Planungen) bereits vorge-
nommen, mit dem Ergebnis, dass auf Grundlage der vorliegenden Informationen/ 
durchgeführten Potentialanalyse keine Verstöße vorliegen, andernfalls wäre dies bei 
den jeweiligen Planungen dargelegt worden. 
Im Kapitel A.2.7.2 (Schwierigkeiten und Hinweise auf fehlende Kenntnisse) wurde 
hinsichtlich der Ortsumgehungen auf die Notwendigkeit von entsprechenden Erhe-
bungen und einer speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung hingewiesen. 
Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist nach Rücksprache mit der Regierung 
als höherer Naturschutzbehörde und Erläuterungen zum Entwurf des Umweltberichts 
nicht erforderlich. 
Zur Klarstellung wird im Umweltbericht am Ende des Kapitels A 2.1 ein Fazit formu-
liert, worin positiv ausgeführt wird, dass durch die gegenständlichen, beurteilten Pla-
nungen zu den Baugebieten voraussichtlich keine artenschutzrechtlichen Verbotstat-
bestände ausgelöst werden. 
Große lineare Vorhaben 
Die Biotopverbundachse entlang der S-Bahn ist weniger Bestand als vielmehr ge-
plant. Derzeit wurde die Bahnachse noch nicht im Sinne einer Biotopvernetzung op-
timiert. Diese würde nicht durch einen Gleisanbau berührt, da diese von vornherein 
unter Berücksichtigung desselbigen vorausschauend (versetzt) angelegt/ optimiert 
würde.  
Ausgleichsflächen 
Zum Zeitpunkt der Erstellung des Umweltberichts wurde davon ausgegangen, dass 
die Ortsumgehung Dürrnhaar auf dem die AE-Fläche westlich begleitenden Feldweg 
errichtet würde. Von einer Zerschneidung wurde trotz der optisch anders wirkenden 
Darstellung nicht ausgegangen. Die aktualisierten Planungen in Bezug auf einen 
Korridor beinhalten tatsächlich eine mögliche Inanspruchnahme eines Teils der AE-
Fläche. Die Abhandlung der Umgehungsstraßen erfolgt in einem separaten Planfest-
stellungsverfahren. 
Die Nordtangente Aying wird gemäß Beschluss des Gemeinderates im FNP nicht 
mehr dargestellt.  
Die Ortsumgehung Aying-Großhelfendorf wird in Form eines Korridors dargestellt, 
welcher auch die M 9 mit einschließt. 
Die Ausführungen der UNB zum Mischgebiet M 5 werden aus landschaftsplaneri-
scher Sicht uneingeschränkt geteilt. 
Nachdem der Korridor nur hinweislich dargestellt wird und kein Ziel für die FNP-
Neuaufstellung an sich darstellt, ist Ermittlung des Ausgleichsbedarfs Bestandteil des 
straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahrens und wird dementsprechend aus dem 
Umweltbericht herausgenommen.  
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Christbaumkulturen 
Die Problematik der Ausdehnung dieser für das Landschaftsbild und Biodiversität 
ungünstigen Anbaukultur wurde in einem Vorort-Termin mit der UNB besprochen. 
Vom Büro Prof. Kagerer wurde die Frage nach den Möglichkeiten einer dahingehen-
den Eindämmung explizit gestellt. Eine umsetzbare Lösung dieses Problems wurde 
von der UNB zu diesem Zeitpunkt nicht gesehen. Für das Aufzeigen sich rechtlich 
neu eröffneter Möglichkeiten wäre der Planfertiger offen und dankbar. 
Flächenbilanz der Feuchtgebiete/ Sukzessionsflächen 
Diese wird nochmals dezidiert im Umweltbericht dargestellt. 
Ortsrandeingrünungen 
Beim Konzept der Ortsrandeingrünungen wurde darauf Wert gelegt, die besonders 
wichtigen Bereiche darzustellen, um eine optimale Umsetzbarkeit zu gewährleisten. 
Es ist hierbei auch zu berücksichtigen, dass an einigen Stellen an den Ortsrändern 
Streuobstwiesen dargestellt sind, welche nicht sofort ins Auge springen. Diese über-
nehmen in solchen Fällen die Funktion der Signatur Ortsrandeingrünung. 
Der Vorschlag des Hinzufügens von zusätzlichen Eingrünungsmaßnahmen wird je-
doch positiv aufgenommen und berücksichtigt. 
Formelle Fehler 
Die Hinweise werden berücksichtigt und es erfolgt eine entsprechende Korrektur. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
 
Es werden sämtliche Ortsein- und -ausgangsbereiche von Hauptverbindungsstraßen 
mit der Signatur Ortsrandeingrünung versehen. Es erfolgt eine entsprechende Über-
arbeitung des Plans und der Begründung mit Umweltbericht. 
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Regionaler Planungsverband München (04.12.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Ziele des Regionalplans sind bei der Entscheidung über die städtebaulichen 
Entwicklungsflächen berücksichtigt worden. Es wird zur Kenntnis genommen, dass 
bei dem in Aufstellung befindlichen Regionalplan in der Begründung keine Mindest-
abstände zum Wald vorgegeben werden. Die Gemeinde ändert nichts an der darge-
stellten Ausdehnung des Gewerbegebietes nach Norden und Westen und rückt da-
mit - wie gefordert - nicht näher an den Wald im Westen bzw. im Norden heran. Al-
lerdings wird der südliche Teilbereich zugunsten der nah angrenzenden Wohnbe-
bauung in eine Mischbaufläche umgewidmet. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
 

Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten (16.11.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Bereich Landwirtschaft 
Der Hinweis wurde bereits berücksichtigt. Der genehmigte Bauplan für einen Aus-
weichstall ist nicht betroffen, da der Gemeinderat mehrheitlich entschieden hat, die 
Umgehungsstraße Aying-Nord nicht im FNP darzustellen.   
Bereich Forsten 
Die Gemeinde ist sich dessen bewusst, dass die Erteilung der Rodungserlaubnis im 
Zuge der Folgeverfahren (Bebauungsplan bzw. Abbaugenehmigung) zu prüfen ist. 
Aufgrund der erheblichen Beeinträchtigungen der Waldfunktionen insbesondere der 
Zerschneidung des Lebensraumes wird die Erteilung der Rodungsgenehmigung 
gem. Art. 9 Abs. 4 bis 6 BayWaldG nur unter Auflagen möglich sein.  
Auch der Hinweis auf die für die Forstwirtschaft geltenden Beschränkungen der 
Wasserschutzgebietsverordnungen wurde bereits berücksichtigt. Die Abgrenzung der 
Wasserschutzgebiete mit seinen Zonen I und II werden im Plan nachrichtlich darge-
stellt.  
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Bayerisches Landesamt für Denkmalpflege (04.12.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die Hinweise auf die Erhaltungspflicht von Bodendenkmälern werden in der Begrün-
dung ergänzt. Die Fläche für Schule/Kindertagesstätte/Kindergarten dient als Erwei-
terungsfläche für den bereits vorhandenen Schul- und Kindergartenstandort und 
kann nicht an einer anderen Stelle realisiert werden. Mit der städtebaulichen Entwick-
lung wird sich die Zahl der Kinder- und Schülerzahlen erhöhen. Noch reichen die 
vorhandenen Räumlichkeiten aus. Dennoch können sich jederzeit Betreuungs-
schlüssel und Klassengrößen ändern. Hierzu will die Gemeinde genügend Erweite-
rungsflächen an dem vorhandenen Schulstandort in Großhelfendorf vorhalten, so 
dass es auch keine Alternativen zu diesem Standort in Betracht gezogen werden. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Bayerisches Landesamt für Umwelt (21.11.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Geotopschutz und Geogefahren 
Die Hinweise zum Geotopschutz und Geogefahren sind bereits berücksichtigt wor-
den und bedürfen keiner Änderung der Planunterlagen. 
Vorsorgender Bodenschutz 
Ortsumgehung 
Wie der Begründung zum Flächennutzungsplan im Kapitel D 4 entnommen werden 
kann, stellt die Ortsumfahrung eine mittel- bis langfristige Planung dar. Es ist richtig, 
dass für die Entwicklungen des vorliegenden Flächennutzungsplans keine große 
Ortsumgehung für Aying, Großhelfendorf, Peiß und Göggenhofen erforderlich sein 
wird. Dennoch soll für die Zukunft ein Korridor freigehalten werden. Wie die Höhere 
Naturschutzbehörde in ihrer Stellungnahme vom 21.11.2017 richtig feststellt, sind 
geplante Ortsumgehungen gesondert in einem straßenrechtlichen Planfeststellungs-
verfahren abzuarbeiten. Es ist allerdings möglich, hinweislich einen Korridor darzu-
stellen, innerhalb dessen nach Alternativen gesucht werden kann. Dieser wird weit-
aus grober dargestellt, damit nicht der Eindruck entsteht, dass bereits eine Trasse 
feststünde. Dabei wird darauf geachtet, dass der Korridor einen Abstand von mindes-
tens 500 m zu den Ortschaften bzw. Weilern im Außenbereich einhält. Damit der Kor-
ridor auch im Außenbereich bei vorliegender landwirtschaftliche Nutzung für eine 
langfristige Ortsumgehung zur Verfügung steht, werden von der Bebauung freizuhal-
tende Flächen im Flächennutzungsplan dargestellt. 
vorsorgender Bodenschutz: 
Für die große Ortsumgehung Aying-Großhelfendorf wurde die Erheblichkeit der Aus-
wirkungen in Bezug auf das Schutzgut Boden vereinfachend zusammen mit weiteren 
Schutzgütern als „mittel bis hoch“ angegeben. Innerhalb der benannten Schutzgut-
gruppe ist das Schutzgut Boden tatsächlich mit hoher Erheblichkeit der Auswirkun-
gen zu belegen. Die Einstufung der Beeinträchtigung des Bodens des LfU wird hier 
also geteilt, es besteht kein Widerspruch. Die Angaben zur Erheblichkeit der Auswir-
kungen der Ortsumfahrung sind jedoch Bestandteil des straßenrechtlichen Planfest-
stellungsverfahrens und werden dementsprechend aus dem Umweltbericht heraus-
genommen.  
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Sondergebiet K 3:  
Gemeinbedarfsfläche S/K 3 
Bei der in Großhelfendorf Nord neu dargestellten Fläche für Schule/ Kindergarten 
handelt es sich nicht um ein Sondergebiet sondern um eine öffentliche Gemeinbe-
darfsfläche. Diese dient als Erweiterungsfläche für den bereits vorhandenen Schul- 
und Kindergartenstandort und kann nicht an einer anderen Stelle realisiert werden. 
Mit der städtebaulichen Entwicklung wird sich die Zahl der Kinder- und Schülerzahlen 
erhöhen. Noch reichen die vorhandenen Räumlichkeiten aus. Dennoch können sich 
jederzeit Betreuungsschlüssel und Klassengrößen ändern. Hierzu will die Gemeinde 
genügend Erweiterungsflächen an dem vorhandenen Schulstandort in Großhelfen-
dorf vorhalten. Deshalb wägt die Gemeinde Aying hier zugunsten des öffentlichen 
Gemeinbedarfs ab. Im Rahmen der Bebauungsplanung ist über die Eingriffs-/ Aus-
gleichsermittlung der Verlust besonders ertragreicher Böden mit einer Grünlandzahl 
bis 63 berücksichtigt. Auch sieht die höhere Landesplanungsbehörde in ihrer Stel-
lungnahme vom 27.11.2017 eine Vereinbarkeit mit den Zielen der Landesplanung als 
gegeben an. Es sei jedoch angemerkt, dass nach den Daten der Agrarleitplanung für 
Großhelfendorf lediglich durchschnittliche Erzeugungsbedingungen vorliegen - s. 
hierzu Themenkarte 8.  
Mischgebiet M 5 und Gemeinbedarf Bauhof und Feuerwehr B/F 6 
Die dargestellten Flächen sind im Rahmen der Zieldiskussion einer umfangreichen 
Standortalternativenprüfung unterzogen worden.  
Die Entwicklungsfläche M 5 wird aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans 
herausgenommen. Sobald eine Genehmigung der 23. Änderung vorliegt, wird der 
Flächennutzungsplan angepasst bzw. berichtigt.  
Nachdem der geplante Feuerwehrstandort unter 100 m vom Hauptort Aying entfernt 
ist und sich für die Feuerwehr gesonderte Standortanforderungen ergeben, die zu-
nehmend im Konflikt mit einer Nachverdichtung im Bestand stehen (Immissions-
schutz), sieht die höhere Landesplanungsbehörde in ihrer Stellungnahme vom 
27.11.2017 eine Vereinbarkeit mit den Zielen der Landesplanung als gegeben an. 
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Wie dem Kapitel D der Begründung entnommen werden kann, wurden bei der Dar-
stellung neuer Entwicklungsflächen je Nutzung immer auch die Innenentwicklungspo-
tenziale mit berücksichtigt und nicht mehr als unbedingt nötig dargestellt. Dement-
sprechend hat der Umweltbericht bereits Aussagen zu Vermeidungs- und Minimie-
rungsmaßnahmen auf die jeweiligen Vorhaben bezogen getroffen.  
 
Der Umweltbericht wird bzgl. der quantitativ notwendigen Ausgleichsflächen in Form 
einer Abschätzung vervollständigt und der abgeschätzte Gesamtausgleichsbedarf 
zusammenfassend dargestellt. Die Art der Ausgleichsmaßnahmen kann dem breiten 
Pool an Maßnahmenvorschlägen im Umweltbericht entnommen werden.  
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Eisenbahn-Bundesamt (06.12.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die Hinweise werden in der nachfolgenden Bebauungs- und Ausführungsplanung 
berücksichtigt. Die Gemeinde Aying beabsichtigt derzeit keine Übernahme von Bahn-
flächen, die für Bahnbetriebszwecke entbehrlich sind. Die Deutsche Bahn AG – DB 
Immobilien Region Süd wurde beteiligt (siehe Stellungnahme vom 11.01.2018). 
 

Deutsche Bahn AG – DB Immobilien (11.01.2018) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und in der nachfolgenden Bebauungs- 
und Ausführungsplanung berücksichtigt. Die Flächen für den zweigleisigen Bahn-
ausbau haben wie die Darstellung des Korridors für die Ortsumfahrungen einen hin-
weislichen Charakter. Sie werden zudem als von der Bebauung freizuhaltende Flä-
chen dargestellt, damit sie für künftige Aus- und Umbaumaßnahmen zur Verfügung 
stehen. Im Plan wird eine Signatur für Lärmschutzmaßnahmen bei angrenzenden 
Wohngebieten dargestellt, damit die Belange des Immissionsschutzes bei nachfol-
genden Bebauungsplanungen und Baugenehmigungen berücksichtigt wird. Die von 
der Bahn ermittelten Verkehrsdaten in Bezug auf den Lärm werden in der Begrün-
dung ergänzt (siehe hierzu auch allgemeine Angaben zum Immissionsschutz).  
 

Bayerische Eisenbahngesellschaft mbH (20.12.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die Zustimmung zur Auflassung des Bahnübergangs südlich von Peiß und zum 
zweigleisigen Ausbau der Bahn werden zur Kenntnis genommen und bestätigen die 
gemeindlichen Ziele. 
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Staatliches Bauamt Freising (14.12.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Gemeinde Aying ist sich über die Projekte im 7. Ausbauplan für Staatsstraßen in 
Bayern (Stand 11. Oktober 2011) im Klaren. Für die drei Ortsumfahrungen wird die 
endgültige Trassenführung im Rahmen eines straßenrechtlichen Planfeststellungs-
verfahren festgelegt. Solange noch kein Planfeststellungsverfahren eingeleitet wor-
den ist, kann die Gemeinde durchaus im Rahmen ihrer Ortsentwicklungsplanung da-
für sorgen, dass die von ihr bevorzugten Korridore freigehalten werden und für zu-
künftige Trassenalternativen zur Verfügung stehen.  
Hierzu wird ein Korridor im Flächennutzungsplan hinweislich dargestellt, im Bereich 
des Korridors wird auf den landwirtschaftlichen Flächen zusätzlich eine von der Be-
bauung freizuhaltende Fläche dargestellt.  
Der Korridor wird weitaus grober dargestellt, damit nicht der Eindruck entsteht, dass 
bereits eine Trasse feststünde. Dabei wird darauf geachtet, dass bei den Ortsumfah-
rungen westlich von Dürrnhaar, Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf ein 
Abstand von mindestens 500 m zur Wohnbebauung in den Ortschaften und 300 m 
zu Weilern im Außenbereich eingehalten wird.  
Nachdem die Gemeinde für die große Ortsumfahrung im Westen eine andere Tras-
senführung bevorzugt, als im Staatsstraßenausbauplan festgehalten, wird nur noch 
diese als Hinweis im Flächennutzungsplan dargestellt. Der Korridor für die Nordtan-
gente von Aying wird aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen. 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Falle einer Umsetzung der Projekte des 7. 
Ausbauplans ein Rückbau der Staatsstraße 2078 zwischen Aying und Dürrnhaar Süd 
möglich wäre. Deshalb wird auch hier an einer hinweislichen Darstellung im FNP 
festgehalten. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse, hier insbesonders zu den Orts-
umgehungen verwiesen. Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen 
des Planfertigers berücksichtigt und eingearbeitet. 
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Wasserwirtschaftsamt München (11.12.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Zu 1. Altlastenverdachtsflächen 
Die nachrichtlich darzustellenden Altlastenverdachtsflächen wurden mit dem Fachbe-
reich 4.4.1 des Landratsamtes München abgestimmt. Bei den Darstellungen im FNP 
wurde jedoch versehentlich eine alte Datei verwendet, die aktuellen Daten werden 
nun eingearbeitet. Die derzeitigen Altlastenflächen waren jedoch bereits in der einge-
reichten Themenkarte 3 des Umweltberichts „Geologie/ Boden“ richtig dargestellt. 
Zu 2. Niederschlagswasser und wild abfließendes Wasser 
Die Hinweise werden im Rahmen der nachfolgenden Bebauungsplanung und Bau-
genehmigung berücksichtigt. Es wird in der Begründung darauf hingewiesen, dass es 
gem. § 37 WHG durch die entstehende Bebauung zu keiner Verschlechterung Dritter 
kommen darf. 
Zu 3. Konzentrationszone Kies 
Die Bedenken werden berücksichtigt und es erfolgt eine Verkleinerung der betroffe-
nen Kieskonzentrationszone innerhalb der Schutzzone des Wasserschutzgebietes 
des Wasserversorgungsverbands Helfendorfer Gruppe Br. II. Das für den Kiesabbau 
geeignete Gebiet und das VB 80 werden nochmals geprüft und entsprechend ange-
passt. 
Zu 4. Und 5 Wasserschutzgebiete und Wassersensible Bereiche 
Die Hinweise zu den WSG werden berücksichtigt und im Umweltbericht ergänzt. 
Die Begründung mit Umweltbericht wird entsprechend ergänzt. Die Wassersensiblen 
Bereiche sind bekannt, müssen allerdings im Flächennutzungsplan nicht als nach-
richtliche Darstellung übernommen werden. Sie können der eingereichten Themen-
karte 4 des Umweltberichts „Wasserhaushalt“ entnommen werden. 
6. Überschwemmungsgebiete 
Für den Ortsteil Aying wurde ein Hochwasserschutzkonzept am 25.07.2017 be-
schlossen. Auf Basis der HQ 100 sind die Durchmesser der Kanalisation und die er-
forderlichen Flächen für Regenrückhaltebecken ermittelt worden. Bei den übrigen 
Ortsteilen ist das Thema bekannt und wird im Rahmen der nachfolgenden Bebau-
ungs- und Ausführungsplanung berücksichtigt. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse, hier insbesondere zu Kieskon-
zentrationsflächen und Waldranddarstellungen verwiesen. Die Stellungnahme wird 
entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingearbeitet. 
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Bayerischer Bauernverband (01.12.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregungen werden wie folgt berücksichtigt: 
Die vorrangigen Suchbereich sind eine hinweisliche Darstellung und können im Ein-
zelfall bei anstehender Bebauungsplanung bzw. Baugenehmigung berücksichtigt 
werden. Zur Verdeutlichung werden die Suchbereiche in der Legende mit einem H 
gekennzeichnet.  
Mit der Ortsumfahrung verhält es sich ähnlich, auch der Korridor hat nur einen hin-
weislichen Charakter. Die Gemeinde Aying ist sich über die Projekte im 7. Ausbau-
plan für Staatsstraßen in Bayern (Stand 11. Oktober 2011) im Klaren. Für die drei 
Ortsumfahrungen wird die endgültige Trassenführung im Rahmen eines straßen-
rechtlichen Planfeststellungsverfahren festgelegt. Solange noch kein Planfeststel-
lungsverfahren eingeleitet worden ist, kann die Gemeinde durchaus im Rahmen ihrer 
Ortsentwicklungsplanung dafür sorgen, dass die von ihr bevorzugten Korridore frei-
gehalten werden und für zukünftige Trassenalternativen zur Verfügung stehen. Hier-
zu wird ein Korridor im Flächennutzungsplan hinweislich dargestellt, im Bereich des 
Korridors wird auf den landwirtschaftlichen Flächen zusätzlich eine von der Bebau-
ung freizuhaltende Fläche dargestellt.  
Der Korridor wird weitaus grober dargestellt, damit nicht der Eindruck entsteht, dass 
bereits eine Trasse feststünde. Dabei wird darauf geachtet, dass bei den Ortsumfah-
rungen westlich von Dürrnhaar, Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf ein 
Abstand von mindestens 500 m zur Wohnbebauung in den Ortschaften  den Ort-
schaften und 300 m zu Weilern im Außenbereich eingehgalten wird. Die Ortsumfah-
rung Aying Nord ist gemäß der vorgenannten Beschlüsse künftig nicht mehr im Flä-
chennutzungsplan enthalten.  
Der Flächenverbrauch landwirtschaftlicher Fläche wurde bereits auf das Minimum 
beschränkt. Die Potentiale im Innenbereich sind berücksichtigt worden. Da Bauflä-
chen gemäß der landesplanerischen Zielvorgaben nur in städtebaulich integrierter 
Lage entwickelt werden können , kommt eine Entwicklung von Gewerbeflächen auf 
wiederaufgefüllten Kiesgruben, die sich alle im Außenbereich befinden und nicht 
ortsangebunden sind, nicht in Frage.  
Die Darstellung der Biotope wird nachrichtlich übernommen, die Biotope sind als 
Schraffur dargestellt und verfügen über keine Umrandung. Nur dort wo eine Beein-
trächtigung durch zu nah heranrückende landwirtschaftliche Bewirtschaftung zu be-
fürchten ist, werden Puffer dargestellt, die zugleich als Ausgleich dienen können. 
Die landwirtschaftlichen Gebäude sind als privilegierte Bauvorhaben im Außenbe-
reich genehmigt und gehören als solche nicht zur städtebaulichen Entwicklung für 
Wohnen und Gewerbe. Es ist ausdrückliches Ziel der Gemeinde Aying ein Heranrü-
cken an landwirtschaftliche Hofstellen zu verhindern, um ihre Entwicklung nicht zu 
gefährden (siehe Kapitel D 1.1 der Begründung). 
Das Straßenbegleitgrün wird in der Legende mit einem H für hinweisliche Darstellung 
gelkennzeichnet. Es bleibt dem jeweiligen Landwirt überlassen, das Straßenbegleit-
grün evtl. auch als Ausgleichsmaßnahme umzusetzen.  
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Es ist richtig, dass die Landwirtschaft für die Ernährung unbestreitbar erforderlich ist. 
Bei der Energieversorgung mit erneuerbaren Energien gibt es noch andere Alternati-
ven. Gerade in Bezug auf den Klimaschutz können Ausgleichsflächen teilweise einen 
höheren Beitrag leisten als bewirtschaftete landwirtschaftliche Flächen.  
Die Hinweise zu den Immissionen werden in den Planunterlagen mit aufgenommen. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse, verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Handwerkskammer für München und Oberbayern (01.12.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Anregungen wurden bereits wie folgt berücksichtigt: 
Die Entwicklungsperspektiven nicht störender und emittierender Handwerksbetriebe 
sind bei der Neuaufstellung des Flächennutzungsplans dahingehend berücksichtigt 
worden, dass die Dorfgebiete weiterhin als gemischte Bauflächen dargestellt werden. 
So können die Standorte vorhandener gewerblicher Betriebe mit einer guten innerört-
lichen Verkehrsanbindung gesichert und die Erreichbarkeit für deren Kunden weiter-
hin gewährleistet werden. 
Alle neuen Gewerbegebiete sind unmittelbar über das überörtliche Straßennetz er-
schlossen und es können bedarfsgerechte Grundstückeinteilungen vorgenommen 
werden, die genügend Stellflächen berücksichtigt. 
Den Bedenken bzgl. der Umwandlung von Mischbauflächen in Wohngebieten wird 
aufgenommen. Es werden nur noch die Flächen umgewandelt, die über einen 
rechtskräftigen Bebauungsplan als Wohnbauflächen festgesetzt worden sind. Damit 
bleibt die Mischbaufläche im Ort Großhelfendorf entlang der Regerstraße/ Schubert-
straße entsprechend dem derzeit rechtswirksamen Flächennutzungsplans erhalten. 
In Bezug auf den Immissionsschutz wird entsprechend der Anregung der Unteren 
Immissionsschutzbehörde die Signatur für Lärmschutzmaßnahmen ergänzt, um Kon-
flikte zwischen unmittelbar angrenzenden Wohn- und Gewerbebauflächen auszu-
schließen.  
In der nachfolgenden Bebauungsplanung wird bei den neuen Gewerbeflächen darauf 
geachtet, dass eine gesunde Durchmischung von größeren und kleineren Bauparzel-
len erfolgt. Die Gewerbefläche in Göggenhofen bietet sich aufgrund seiner Größe 
und Lage am Hang eher für eine kleinteilige Parzellierung mit Baugrundstücken zwi-
schen 1000 und 2500 qm an. 5000 qm, wohingegen in Dürrnhaar und Aying auf-
grund der Größe und des ebenen Geländes auch größere Baugrundstücke bis zu 
10.000qm umgesetzt werden können. Zudem wird in den Bebauungsplänen darauf 
zu achten sein, die Betriebsleiterwohnungen und Betriebswohnungen zu begrenzen 
sowie größere Einzelhandelsnutzungen auszuschließen. Die Gemeinde Aying ist sich 
dessen bewusst, dass auch die zwei vorhandenen Lebensmittelnahversorger keine 
weitere Konkurrenz verträgt. Dafür ist die Einkaufskraft nicht groß genug. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten gefassten thematischen Beschlüsse verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 
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Zweckverband München-Südost (23.11.2017) 
Die Hinweise werden zur Kenntnis genommen und im Rahmen der nachfolgenden 
Bebauungs- und Ausführungsplanung berücksichtigt. Es erfolgt eine Ergänzung der 
Begründung.  

 

Gemeinde Brunnthal (14.12.2014) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Geplante Ortsumgehungen sind gesondert in einem straßenrechtlichen Planfeststel-
lungsverfahren abzuarbeiten Deshalb kann im Flächennutzungsplan ein Korridor nur 
hinweislich dargestellt werden. Dieser wird nun weitaus grober ausgewiesen, damit 
nicht der Eindruck entsteht, dass bereits eine Trasse feststünde. Dabei wird darauf 
geachtet, dass der Korridor einen Abstand von mindestens 500 m zur Wohnbebau-
ung in Ortschaften und 300 m zu Weilern im Außenbereich einhält.  
Damit für die Zukunft dieser Korridor von Außenbereichsvorhaben freigehalten wer-
den kann, stellt der Flächennutzungsplan im Bereich des Korridors auf den landwirt-
schaftlichen Flächen zusätzlich eine von der Bebauung freizuhaltende Fläche dar. 
Diese muss von den Behörden bei der Beurteilung privilegierter Vorhaben im Außen-
bereich berücksichtigt werden. 
Untersuchungen zur Ermittlung der Immissionssituation werden im Rahmen des 
Planfeststellungsverfahrens beauftragt, wenn konkrete Trassenführungen feststehen. 
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den ge-
fassten thematischen Beschlüsse (Ortsumgehungen) verwiesen. Die Stellungnahme 
wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berücksichtigt und eingear-
beitet. 



107 
Sitzungstag   30. Januar 2018 

Gemeinde Valley (13.11.2017) und IGG Grub (28.11.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
 
Die Gemeinde Aying hat für das Mischgebiet M 5 die Aufstellung des Bebauungs-
plans Nr. 35 mit paralleler 23. Änderung des Flächennutzungsplans beschlossen.  Im 
Rahmen dieser Verfahren erfolgt die Abwägung aller eingegangenen Stellungnah-
men. 
Die Entwicklungsfläche M 5 wird aus den Darstellungen des Flächennutzungsplans 
herausgenommen. Sobald eine Genehmigung der 23. Änderung vorliegt, wird der 
Flächennutzungsplan angepasst bzw. berichtigt. 
Geplante Ortsumgehungen sind gesondert in einem straßenrechtlichen Planfeststel-
lungsverfahren abzuarbeiten Deshalb kann im Flächennutzungsplan ein Korridor nur 
hinweislich dargestellt werden. Dieser wird nun weitaus grober ausgewiesen, damit 
nicht der Eindruck entsteht, dass bereits eine Trasse feststünde. Dabei wird darauf 
geachtet, dass der Korridor einen Abstand von mindestens 500 m zur Wohnbebau-
ung in Ortschaften und 300 m zu Weilern im Außenbereich einhält.  
Damit für die Zukunft dieser Korridor von Außenbereichsvorhaben freigehalten wer-
den kann, stellt der Flächennutzungsplan im Bereich des Korridors auf den landwirt-
schaftlichen Flächen zusätzlich eine von der Bebauung freizuhaltende Fläche darge-
stellt. Diese muss von den Behörden bei der Beurteilung privilegierter Vorhaben im 
Außenbereich berücksichtigen müssen. 
 
Es wird auf die eigenständigen Verfahren 23. Änderung Flächennutzungsplan und 
Bebauungsplan Nr. 35, Westlich der Gruber Straße verwiesen. Ebenso wird auf die 
im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den thematischen Be-
schlüsse (Ortsumgehungen) verwiesen. 
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BUND Naturschutz in Bayern e.V. – Ortsgruppe Aying  
Erläuterungen des Planfertigers 
Ortsumfahrung 
Die Anregungen wurden bereits wie folgt berücksichtigt: 
Wie der Begründung zum Flächennutzungsplan im Kapitel D 4 entnommen werden 
kann, stellt die Ortsumfahrung eine mittel- bis langfristige Planung dar. Es ist richtig, 
dass für die Entwicklungen des vorliegenden Flächennutzungsplans keine große 
Ortsumgehung für Aying, Großhelfendorf, Peiß und Göggenhofen erforderlich sein 
wird. Dennoch soll für die Zukunft ein Korridor für Trassenalternativen freigehalten 
werden. Dies kann allerdings nur dann erfolgen, wenn die Behörden bei der Geneh-
migung im Außenbereich erkennen können, in welchem Bereich eine Ortsumfahrung 
möglich wäre.  
Wie die Höhere Naturschutzbehörde in ihrer Stellungnahme vom 21.11.2017 richtig 
feststellt, sind geplante Ortsumgehungen gesondert in einem straßenrechtlichen 
Planfeststellungsverfahren abzuarbeiten und können nicht im Flächennutzungsplan 
dargestellt werden. Es ist allerdings möglich, hinweislich einen Korridor darzustellen, 
innerhalb dessen nach Alternativen gesucht werden kann. Im Bereich des Korridors 
wird auf den landwirtschaftlichen Flächen zusätzlich eine von der Bebauung freizu-
haltende Fläche dargestellt, welche die Behörden bei der Beurteilung privilegiert 
Vorhaben im Außenbereich berücksichtigen müssen.  
Nachdem die Gemeinde für die große Ortsumfahrung im Westen eine andere Tras-
senführung bevorzugt, als im Staatsstraßenausbauplan festgehalten, wird nur noch 
diese als Hinweis im Flächennutzungsplan dargestellt. Der Korridor für die Nordtan-
gente-Aying wird aus dem Flächennutzungsplan herausgenommen. 
Der Korridor wird nun weitaus grober dargestellt, damit nicht der Eindruck entsteht, 
dass bereits eine Trasse feststünde. Dabei wird darauf geachtet, dass der Korridor 
einen Abstand von mindestens 500 m zur vorhandenen Wohnbebauung in den Ort-
schaften und 300 m zu Weilern einhält.  
 
Wie der Begründung zum Flächennutzungsplan entnommen werden kann, ist es ein 
vorrangiges Ziel, die übrigen Verkehrsmodi zu fördern. Hierzu werden Flächen für 
einen zweigleisigen S-Bahnausbau und Park&Ride und Bike&Ride vorgesehen. 
Auch hier wird zusätzlich wie beim Korridor für die Ortsumgehung eine von der Be-
bauung freizuhaltende Fläche drübergelegt.  
Im Zuge der geplanten Ortsumgehungen würden die Staatsstraße zwischen Aying 
und Dürrnhaar sowie der Kr M9 zwischen Kleinkarolinenfeld und Faistenhaar rück-
gebaut. Damit einhergehend könnte dann – nach Auflösung der Staatsstraßen in den 
Orten Aying, Peiß, Göggenhofen und Großhelfendorf – ein Tempolimit von 30 km/h 
nachts zum Schutz der Bevölkerung eingeführt werden.  
Streuobstwiesen 
Die Anregung wurde bereits wie folgt berücksichtigt: 
Die Gemeinde stellt ganz im Sinne des bisher rechtwirksamen Flächennutzungsplans 
wieder die bisher vorhandenen, zu ergänzenden und neu geplanten Streuobstwiesen 
dar, die an die neue Ortsrandlage angepasst sind.  
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Fahrradwege 
Die Anregung wurde bereits wie folgt berücksichtigt: 
Es ist richtig, dass derzeit der geplante Fahrradweg zwischen Aying und Dürrnhaar 
auf der rückgebauten St 2078 verläuft, welcher nicht im Zeithorizont des vorliegen-
den Flächennutzungsplans erfolgen wird. Die Darstellung im Flächennutzungsplan 
schließt jedoch nicht aus, dass der Fahrradweg auch neben der noch nicht zurück-
gebauten Staatsstraße umgesetzt wird. Hier bietet es sich an, den Fahrradweg ab 
der Kreuzung in Aying bis zum Kirchfeld auf der westlichen Seite des Staatsstraße zu 
verlegen, wo der Eingriff in Natur und Landschaft am niedrigsten wäre, da dort ein 
baumfreier Streifen vorhanden ist. Nachdem mittlerweile der Verlauf des Fahrradwe-
ges von Faistenhaar nach Dürrnhaar feststeht, wird nun der Fahrradweg von Aying 
über die bereits beleuchtete Kirchfeldstraße bis zur Egmatinger Straße fortgeführt 
und schließt dort an den bereits vorhandenen Fahrradweg an. 
Eingrünung von Gewerbegebieten 
Die Anregung wurde bereits wie folgt berücksichtigt: 
Im Flächennutzungsplan sind geplante Ortsrandeingrünungen in Form von Schutz- 
und Leitpflanzung zur Eingrünung der Gewerbegebiete vorgesehen. Die Anregungen 
zu energieeffizienter Bauweise, Flachdachbegrünungen sowie Bepflanzung der Au-
ßenanlagen insbesondere in Gewerbegebeten werden im Rahmen der nachfolgen-
den Bebauungsplanung berücksichtigt. 
Anpflanzen von Solitärbäumen 
Die Anregungen werden zur Kenntnis genommen. Die im Flächennutzungsplan vor-
genommenen Darstellung der zu erhaltenden ortsbildprägenden Bäume/ Baumgrup-
pen sind als hinweisliche Darstellung zu verstehen und sollen Schäden verhindern. 
Eine Flächenhafte Darstellung von neu zu pflanzenden Bäumen ist im Bereich von 
Ortsrandeingrünungen über geplante Schutz- und Leitpflanzungen vorgenommen 
worden. Für eine Darstellung von Flächen für Solitärbäumen ist der Maßstab der Flä-
chennutzungsplanung von 1:5000 zu grob. Diese kann erst im Rahmen der nachfol-
genden Bebauungs- und Ausführungsplanungen erfolgen. Deshalb werden die im 
Flächennutzungsplan dargestellten Einzelbäume als Hinweis gekennzeichnet. 
Renaturierung von Bachläufen 
Die Anregung wurde bereits wie folgt berücksichtigt:  
Die von der Landschaftsplanung vorgeschlagenen Renaturierung von Bachläufen ist 
im Flächennutzungsplan als „Öffnung verrohrter Fließgewässer, Anlage von Puffer-
streifen“ als hellblaue Linie dargestellt. 
 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berück-
sichtigt und bedarf keiner Änderung der Planunterlagen. Die angefügte Stellungnah-
me zu C.4 Verkehr wird allgemein zum Thema Ortsumfahrungen abgewogen. 
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Bayernets erdgas transport systeme (10.11.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Die Gashochdruckleitung Egmating-Tölz (ET33/3300) ist bereits in der Planzeich-
nung nachrichtlich übernommen worden. Die Begründung wird bzgl. der Zulässigkeit 
von Maßnahmen, die im Rahmen der Ausführungsplanung erfolgen, ergänzt. 
 

Bayernwerk Netz GmbH (27.11.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Die 20-kV- Freileitungen und Transformatorenstationen werden in der Planzeichnung 
nachrichtlich übernommen. Die Begründung wird bzgl. der Bau- und Bepflanzungs-
beschränkungen innerhalb der vorgesehenen Schutzstreifen ergänzt. 
 

Freiwillige Feuerwehr Aying (10.12.2017) 

Erläuterungen des Planfertigers 
Der Rückbau der St 2078 zwischen Aying und Dürrnhaar wird für den Zeitraum den 
Flächennutzungsplans vorerst nicht erfolgen. Deshalb ist davon auszugehen, dass 
die Feuerwehr nach wie vor in zehn Minuten in Dürrnhaar sein wird. Im Falle einer 
Ortsumfahrung wäre zu prüfen, ob die Feuerwehr auf der rückgebauten St 2078 zu 
ihren Einsätzen nach Dürrnhaar fahren darf, wenn die 10 min über die Ortsumfah-
rung nicht eingehalten werden können. 
 
Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planfertigers berück-
sichtigt und es erfolgt eine Überarbeitung der Begründung.  
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Wasserversorgungsverband Helfendorf (27.11.2017) 
Erläuterungen des Planfertigers 
Zu 1. 
Die Freihaltezone wird noch etwas großzügiger gefasst. Wie die Höhere Natur-
schutzbehörde in ihrer Stellungnahme vom 21.11.2017 richtig feststellt, sind geplante 
Ortsumgehungen gesondert in einem straßenrechtlichen Planfeststellungsverfahren 
abzuarbeiten, welches dann auch den Umgang mit der evtl. betroffenen Wasser-
schutzzone III berücksichtigt.  
Zu 2. 
Die Trink- und Löschwasserversorgung wird für Grass vom Wasserversorgungsver-
band Helfendorf in den kommenden Jahren 2018 bis 2020 über den Neubau von Lei-
tungen sichergestellt. Nachdem die Gemeinde für Neugöggenhofen keine Nachver-
dichtung über die Regelungen des § 35 BauGB hinaus plant, sind im Rahmen der 
Ausführungsplanung die Belange des Brandschutzes zu prüfen. Nachdem keine 
Löschwasserbevorratung existiert, muss die Löschwasserversorgung über das Lei-
tungsnetz zur Verfügung gestellt werden. Die Hauptleitung stammt noch aus den 
60er Jahren und ist für die heutige Bebauung entsprechend unterdimensioniert. Des-
halb wird im Einzelfall ein Hydraulisches Gutachten von einem Ingenieurbüro erfor-
derlich sein, das den Löschwasserbedarf ermittelt und festhält, wie die Abdeckung 
sicherstellt werden kann.  
 
Es wird auf die im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit, zu den je-
weiligen Orten und zu den Ortsumgehungen gefassten thematischen Beschlüsse 
verwiesen. Die Stellungnahme wird entsprechend den Erläuterungen des Planferti-
gers berücksichtigt und eingearbeitet. 
 
 
 

Erzbischöfliches Ordinariat München (18.12.2017) 

 
Die Signatur für den Gemeinbedarf wird entsprechend von Soziales in Kirche geän-
dert. Es erfolgt eine entsprechende Überarbeitung der Plandarstellung. 
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Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben 


